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Deutschland 


Der Beginn der deutſch⸗polniſchen Ver- 
handlungen über den Abſchluß eines Handelsvertrages 
liegt genau 2 Jahre zurück. Sie begannen am 1. März 1925, 
und wenige Tage darauf überreichte die deutſche Delegation 
der polniſchen den Entwurf eines Handelsvertrages aus 
50 Artikeln, von denen die erſten zehn die Frage der Einreiſe, 
des Aufenthalts und der Niederkaſſung, die letzten zwanzig 
die Sollſätze betrafen. Vom September 1925 ab wurden dann 
diefe beiden Hauptgebiete der Verhandlungen in zwei ge- 
forretten Kommiſſionen behandelt. Nach wie vor 

ildeten aber dieſe Derhandlungsihemen ein untrennbares 
Ganzes. Auf deutſcher Seite mußte man auf die gleichzeitige 
Regelung der Joll- und der Niederlaſſungsfrage in einem Der- 
trag um jo mehr Wert legen, als die Niederlaſſung von Reihs- 
deutſchen und reichsdeutſchen Firmen in Polen vielfach auf 
Schwierigkeiten ſtieß. Die Verbindung der beiden Materien 
im Handelsvertrag iſt außerdem in den von Deutſchland ſeit 
dem Kriege abgeſchloſſenen Handelsverträgen durchaus üblich. 
Der erſte deutſche Entwurf des Handelsvertrages wurde 


von der polniſchen Seite abgelehnt; die Polen legten ihrerſeits 


einen anderen Entwurf vor. Die an ſich ſchwierigen Derhand- 
lungen wurden wenige Monate nach ihrem Beginn durch einen 
von Polen herbeigeführten Follkrieg belaſtet. Als näm- 
lich am 15. Juni 1925 die Deutſchland durch Art. 268 b des 
Derfailler. Vertrages und Art. 224 des Genfer Abkommens 
über ©berfchlefien auferlegte Verpflichtung ablief, Kohle aus 
Polniſch-Oberſchleſien zollfrei einzuführen — es handelte fich 
um 500 000 t monatlich —, forderten die Polen, daß Deutſch⸗ 
land dieſe Verpflichtung freiwillig weiter übernehmen ſollte, 
da während der ſchwebenden Verhandlungen die Verhand- 
lungsbaſis nicht geändert werden dürfe, eine Forderung, die 
offenbar vollkommen unbegründet war, da ja der Ablauf der 
deutſchen Verpflichtung automatiſch erfolgte, alſo gar keine 
Handlung Deutſchlands vorlag. Als Deutſchland die polniſche 

orderung ablehnte, hielten die Polen ſich für berechtigt, durch 

infuhrverbote die durch die wegfallende Kohlenausfuhr ent⸗ 
ſtehende Verſchlechterung ihrer Handelsbilanz auszugleichen, 
d. h., den Sollkrieg zu eröffnen. Deutſchland erwiderte mit 
entſprechenden Maßnahmen. Polen hat dann in der Folge 
noch wiederholt durch Einfuhrverbote und Prohibitivzölle feine 
Einfuhr beſchränkt, während Deutſchland über ſeine anfäng⸗ 
lichen Gegenmaßnahmen nicht hinausgegangen iſt. 

Den zweijährigen Verlauf der mühſamen und arbeits⸗ 
reichen deutſch⸗polniſchen Verhandlungen zu ſchildern, würde 
zu weit führen. Das Ergebnis entſprach jedenfalls der außer⸗ 
ordentlichen Mühe nicht. Trotz einer gewiſſen Annäherung 
der beiderſeitigen Standpunkte war man noch zu Anfang dieſes 
Jahres von einer Einigung noch weit entfernt. 
Bei den Sollfragen ſpielte hierbei auf der polniſchen Seite der 
immer ſtärker ausgeprägte Protektionismus eine Rolle. Polen 
hatte durch eine außerordentlich ſcharfe gewaltſame Droſſelung 
feiner Einfuhr feine Handelsbilanz feit dem Berbſt 1925 aktiv 
geſtaltet, fürchtete aber nun, durch Einfuhrzugeſtändniſſe die 
Aktivität ſeiner Handelsbilanz und damit ſeine zum zweiten 
Male devalvierte Währung erneut zu gefährden. In der 
Niederlaſſungsfrage wollte Polen nur einem beſchränkten 
Kreis von Reichsdeutſchen das Niederlaſſungsrecht zugeſtehen, 
teils aus der — durchaus unbegründeten — Furcht vor einer 
übermäßigen deutſchen Einwanderung, teils aus Angſt vor 
einer wirtſchaftlichen Überlegenheit des deutſchen Elements. 
Außerdem wollte Polen ſich die Regelung des Fremdenrechts 
durch innere Geſetzgebung vorbehalten, was natürlich den Wert 
eines Vertrages über die gleiche Frage ſtark herabſetzen mußte. 

Im Februar d. J. führte dann die mit der Niederlaſſungs⸗ 
frage zuſammenhängende Aus weiſungsfrage zu einem 

. Konflikt, der mit einer vorläufigen Ausſetzung der 
Handelsvertragsver handlungen endigte. 

Polen hat von jeher ſehr ſtark darauf hingearbeitet, das 
Deutſchtum aus dem von Deutſchland abgetretenen Gebiet 
zu verdrängen und in der Tat hierbei auch erreicht, daß et wa 
Million Menſchen aus dieſem Gebiet abge⸗ 
wandert ſind. Als Mittel zu dieſem Zweck wandten die 
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polniſchen Behörden vielfach auch Ausweiſungen an, die 
natürlich nur gegen Reichsdeutſche oder ſolche Perſonen, die 
die Polen als Keichsdeutſche anſahen, verfügt werden konnten. 
Da dieſe Ausweiſungen zu fortgeſetzten Reibungen zwiſchen 
den Regierungen beider Länder führten, verſuchte die deutſche 
Regierung ſchon vor Jahren, eine Derftändigung mit Polen 
über die zu einer Ausweiſung berechtigenden Gründe herbei⸗ 
zuführen, und ſchließlich gelang es im Jahre 1924, eine Abrede 
dieſer Art zuſtande zu bringen, wonach nur beſtimmte, genau 
präziſierte Gründe der Läſtigkeit Ausweiſungen nach ſich ziehen 
konnten. Die Reibungen hörten auch nach dieſer Verſtändi⸗ 
gung nicht auf, verminderten fich aber. Mit der Nieder⸗ 
laſſungsfrage wollte die deutſche Regierung nun auch die Aus⸗ 
weiſungsfrage endgültig regeln, ſo wie dies beiſpielsweiſe in 
dem deutſch⸗finniſchen und in dem deutſch⸗ſchwediſchen 
Handelsvertrag geſchehen ift. Die Polen gingen jedoch hierauf 
nicht ein, ja, fie erklärten im Herbſt v. J. fith durch die im 
a 1924 getroffene Dereinbarung nicht für gebunden zu 
alten. ’ 

In der Tat fetten etwa mit Ende vorigen Jahres A u s- 
weiſungen von Reichsdeutſchen aus Polen wieder 
in verſtärktem Maße ein. Beſonders betraf dies 
Polniſch⸗Gberſchleſien, wo der chauviniſtiſche Wojewode Gra- 
zynſki den großen deutſchen Erfolg bei den Gemeindewahlen 
im November v. J. mit einer verſtärkten Entdeutſchungs⸗ 
politik beantwortete. Der Wojewode ging hierbei ſo weit, 
daß er vier leitenden Beamte der Gberſchleſiſchen Kleinbahn- 
Geſellſchaft, die feit 3—5 Jahren in Polniſch⸗Gberſchleſien 
anſäſſig waren, die weitere Aufenthaltserlaubnis mit der 
alleinigen Begründung verſagte, daß an ihre Stelle polniſche 
Beamte geſetzt werden ſollten. Er verſuchte alſo nicht einmal, 
dieſe Ausweiſungen mit einer individuellen Läſtigkeit zu recht⸗ 
fertigen. Man ſah ſich alſo auf deutſcher Seite der unmöglichen 
Situation gegenüber, daß mit Polen über das Auf- 
enthaltsrecht von Reichsdeutſchen verhan⸗ 
delt wurde, während Polen gleichzeitig 
Reichsdeutſche willkürlich als wirtſchaft⸗ 
liche Konkurrenten abſchob. 

Infolgedeſſen erhielt der deutſche Geſandte in Warſchau 


Ende Januar, alſo noch vor der Bildung des neuen Kabinetts, 


die Weiſung, die polniſche Regierung um die Zurücknahme 
dieſer vier Ausweiſungen zu erſuchen und fie gleichzeitig 
darauf hinzuweiſen, daß angeſichts der ſyſtematiſchen Beſtre⸗ 
bungen zur Verdrängung des Deutſchtums insbeſondere in 
Polniſch⸗Oberſchleſien die Aufrechterhaltung dieſer Ausweis 
ſungen die Fortſetzung der Handelsvertrags⸗ 
verhandlungen auf das ernſteſte gefährden 
würde. Die polniſche Regierung zeigte ſich aber dieſen 
Dorftellungen gegenüber unzugänglich. Auf Grund der Be- 
ratungen einer Chefbeſprechung der beteiligten Reſſorts vom 
II. Februar teilte hierauf der deutſche Bevollmächtigte für die 
Nandelsvertragsverhandlungen, Staatsſekretär a. D. Lewald, 
dem polniſchen Bevollmächtigten von Pradzynſki in einem 
Schreiben mit, daß die Reichsregierung die vorläufige 
Ausſetzung der in Berlin geführten Verhand⸗ 
lungen für geboten halte. Statt deſſen ſei zunächſt zu ver⸗ 
fuchen, die Frage der Ausweiſungen und der hiermit zuſam⸗ 
menhängenden Maßnahmen zu regeln. Eine Anregung zu 
derartigen Verhandlungen über die Ausweiſungsfrage hatte 
der deutſche Geſandte in Warſchau der polniſchen Regierung 
bereits Anfang Februar d. J. gegeben. Das Schreiben des 
deutſchen Bevollmächtigten drückte ſchließlich die Hoffnung 
aus, daß dieſe Verhandlungen zu einem Ergebnis führen und 
danach auch die Geſamtverhandlungen alsbald wieder aufge⸗ 
nommen werden würden. 

Wie aus dieſem Schreiben hervorgeht, wird die Regelung 
der Ausweiſungsfrage von deutſcher Seite nach wie vor als 
ein Teil der im Handelsvertrag zu regelnden Fragen ange⸗ 
ſehen. Nur aus praktiſchen Gründen, vor allem wegen des 
Widerſtandes der polniſchen Delegation, ſollen dieſe Spe⸗ 
zialverhandlungen auf diplomatiſchem Wege in War- 
ſchau geführt werden. 
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Dieſe Schritte der Reichsregierung löften auf polniſcher 
Seite eine lebhafte Agitation aus, in der die Schuld 
an der Krifis der Hafdelsvertragsverhandlungen Deutſchland 
zugeſchoben werden ſollte. In dieſer Agitation, die beſonders 
in der franzöſiſchen Preſſe ihren Widerhall fand, wurde die 
Ausweiſung der vier deutſchen Beamten als eine Bagatelle 
hingeftellt, die überdies mit den Handelsvertragsverhandlungen 
nichts zu tun habe, während es ſich in Wirklichkeit um ein 
Glied einer Kette von Maßnahmen handelte, die der Tendenz 
der gleichzeitigen deutſch⸗polniſchen Verhandlungen ins Ge- 
ſicht ſchlugen. Es wurde gänzlich wahrheitswidrig behauptet, 
eine Einigung bei den Verhandlungen ſei in naher Ausſicht 
geweſen, es wurde Deutſchland die Schuld am Beginn des 

»Sollkrieges zugeſchoben u. dgl. m. ; 

Das Schreiben des deutſchen Bevollmächtigten vom 
12. Februar erwiderte der polniſche Bevollmächtigte am 
15. Februar. Er teilte in ſeinem Schreiben mit, daß die 
polniſche Delegation gemäß den Inſtruk⸗ 
tionen ihrer Regierung Berlin verlaſſe, gab 
aber ebenfalls der Hoffnung auf den Wiederbeginn der Handels- 
vertragsverhandlungen Ausdruck. Die von deutſcher Seite 
angegebenen Gründe für die Ausſetzung der Verhandlungen 


lägen außerhalb feiner Zuſtändigkeit, doch fei nach Auffaſſung 
feiner Regierung die Ausſetzung der Verhandlungen nicht not- 
wendig geweſen. Damit wird der polniſchen Regierung die Ent. 
ſcheidung über den pofitiven Dorfchlag des deutſchen Bevollmäch⸗ 
tigten, zunächſt die Ausweiſungsfrage zu klären, vorbehalten. 

Dieſe Entſcheidung der polniſchen Regie- 
rung wird für die Fortführung der deutſch⸗polniſchen Han- 
delsvertragsverhandlungen von großer Bedeutung ſein. Bat 
die polniſche Regierung, wie ſie das oft betont hat, den guten 
Willen, zu einer Derftändigung mit Deutſchland zu gelangen, 
ſo wird ſie das deutſche Angebot, die Ausweiſungsfrage zu 
regeln, nicht ablehnen können, zumal allein mit der Klärung 
dieſer Frage viel Konflittftoff zwiſchen beiden Regierungen 
aus der Welt geſchafft wird. Lehnt die polniſche Regierung 
ab, jo zeigt fie damit, daß das Beſtreben, bei ihrer Entdeut⸗ 
ſchungspolitik freie Hand zu haben, ſtärker iſt, als der Wille 
zur Derftändigung. Don deutſcher Seite iſt von jeher und 
auch in der jetzigen kritiſchen Situation der Wunſch und der 
gute Wille vorhanden geweſen, die wirtſchaftlichen Beziehun⸗ 
gen mit Polen durch einen Handelsvertrag in der Weiſe zu 
regeln, wie es den ſtarken gemeinſamen Intereſſen der beiden 
Nachbarländer entſpricht. 


Die Aufgaben ſtaats bürgerlicher Aufklärungsarbeit. 


Nundfunk- Vortrag durch den Kölner Sender im Februar 1927. 
Don Miniſterialrat Dr. Strahl, Leiter der R. f. H. 


Wohl niemals in ſeiner Geſchichte ſind in verhältnis⸗ 
mäßig kurzer Zeit Ereigniſſe in ſolcher Zahl und von folch 
unerhörter, faſt entwurzelnder Tragik über das deutſche Ge⸗ 
ſamtvolk hereingebrochen wie in den letzten anderthalb Jahr⸗ 
vehnten. Selbſt das Unglück des 30 jährigen Krieges hat 
nicht ſo an den Grundlagen der Exiſtenz des ganzen Volkes 
gerüttelt, da immer nur einzelne Gegenden von der Kriegs⸗ 
furie heimgeſucht wurden und da in dem damals noch dünn⸗ 
beſiedelten und vorwiegend agrariſchen Land ſich wenigſtens 
die wirtſchaftlichen Schäden verhältnismäßig leicht ausgleichen 
ließen. Die Napoleoniſchen Kriege haben ganze Landesteile 
und ganze Schichten der Bevölkerung — man denke 3. B. 
an den Muſenhof in Weimar — ziemlich unberührt gelaſſen. 
Sie haben gleichfalls nicht annähernd die wirtſchaftlichen Jer- 
rüttungen gebracht, die wir nach dem Weltkriege erlebt haben. 


Wie ganz anders hat fih das Geſchick unſerer Zeit ent- 
wickelt! Auf das ungeheure Erlebnis des Krieges folgte der 
politiſche Umſturz. Kaum hatten ſich die inneren Derhältniffe 
wieder einigermaßen beruhigt, da trat als Folge des wider⸗ 
ſinnigen Hriedensdiktates mit feinen unerfüllbaren For⸗ 
derungen, der Ferreißung deutſcher Lande und der weiterhin 
andauernden Abſperrung von der Welt, eine Vernichtung aller 
Grundlagen der deutſchen Wirtſchaft und damit der materiellen 
Dorausfeungen für die Exiſtenz unzähliger Deutſcher ein. 
Sie fand ihren Höhepunkt in den Krifen der Inflation und 
Deflation, die uns unmittelbar vor das Chaos ſtellten. Noch 
heute bilden Arbeitsloſigkeit und bittere Not bei uns — aber 
letzt auch in den Ländern unſerer ehemaligen Gegner — die 
erſchütternden Ergebniſſe der blinden Zertrümmerung der 
Weltwirtſchaft und des daraus reſultierenden Zurüddrängens 
des 1 Einfluſſes in der Weltwirtſchaft. 

itten in dieſer Zeit kataſtrophalen ſtaatlichen und wirt- 
ſchaftlichen Niederbruchs ift 55 eutsche Dolt vor die Auf⸗ 
gabe geſtellt worden, fein Schickſal in die eigene Hand zu 
nehmen. In einer Zeit, in der häufig nichts uns vom Chaos 
fei trennen ſchien, hat das deutſche Volk fih die Grundlagen 
eines ſtaatlichen Lebens, ſeiner nationalen Einheit, ſeines 
materiellen und wirtſchaftlichen Daſeins und ſeiner kulturellen 
Werte ſichern und neu ſchaffen müſſen! Eine ungeheure ge⸗ 
ſchichtliche Verantwortung war plötzlich auf den deutſchen 
Staatsbürger übergegangen, eine Mitverantwortung für das 
Wohl und Wehe von Volk und Staat mußte von der Dolfs- 
geſamtheit übernommen werden, die bis dahin nur regiert 
worden war. Wenn einmal die Geſchichtsſchreibung einen 


gewiſſen Abſtand von dem Schickſal unſerer Tage gewonnen 
haben wird, der allein ein klares und unbeeinflußtes Urteil 
verbürgt, jo wird dies Urteil über die Leiſtungen des deutſchen 
Volkes in den Nachkriegsjahren ficherlich nicht zu feinen Un- 
gunſten ausfallen. 5 

Über eins aber müſſen wir uns auch heute noch völlig klar 
ſein: Wir leben noch immer ſozuſagen in einem Notbau. In 
ſchwerſter Seit haben wir uns zwar die Grundlagen unſeres 
ftaatlichen Eigenlebens gerettet, und wir dürfen hoffen, daß 
allmählich auch im Zuſammenwirken der Völker Deutſchland 
wieder den ihm zukommenden Platz finden wird. Aber heute 
noch ſtehen wir in der Welt unter Sonderrecht, unter dem. 
Minderrecht eines beſiegten und Jahre hindurch als moraliſch 
minderwertig bekämpften Volkes. Noch heute ftehen fremde 
Truppen — ſo Gott will, nicht lange mehr — auf deutſchem 
Boden. Noch heute leiden Millionen von Dolfsgenoffen unter 
einer Verkümmerung des Selbſtbeſtimmungsrechts der Völker, 
das die ſittliche und gerechte Grundlage und Dorausſetzung 
für das friedliche Sufammenleben der Völker bildet. Und 
von wirtſchaftlicher Geſundung ſind wir noch immer weit 
entfernt. In Stadt und Land leiden weite Ureiſe äußerſte 
Not. Erſchütternd find die Millionenziffern des Arbeitsloſen⸗ 
heeres. Wir wollen uns ruhig eingeſtehen, daß in der Haft, 
mit der wir unter dem Zwange der Not unſere ſtaatlichen 
Derhältniffe neu ordnen mußten, manche Fehler gemacht 
worden ſind, die ſich jetzt auswirken, und die in ruhigen 
Seiten beſeitigt werden müſſen. 

Es find alfo gewaltige Probleme, vor deren Löſung 
Deutſchland auch heute noch ſteht, Probleme, deren Löſung — 
darüber muß Klarheit beftehen — ausſchließlich von der 
eigenen Kraft und der eigenen Einſicht des deutſchen Volkes 
abhängt. Nach dem Umbau des Keiches iſt jetzt jeder Staats⸗ 
bürger berufen, an der Löſung dieſer Fragen mitzuarbeiten. 
Mehr noch: dies Recht, die politiſchen Rechte des Staats» 
bürgers im Dolksſtaate überhaupt, ſchließen in fih nicht nur 
das Recht, ſondern auch eine ſtarke Verpflichtung zur Teil- 
nahme am öffentlichen Leben. Sie belaſten jeden einzelnen 


zu feinem Teil mit der Verantwortung für Leben und fort- 


ſchritt des Staates. 

Möglichkeiten zur Geltendmachung ſeiner eigenen Auf⸗ 
faſſung und ſeines eigenen Willens im ſtaatlichen Leben werden 
für jeden deutſchen Staatsbürger verfaſſungsmäßig und prak⸗ 
tiſch in mannigfacher Weiſe geboten. Es ſteht ihm nicht nur 
durch das grundlegende Recht aller Staatsbürger, das Wahl⸗ 
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recht, eine Einflußnahme auf die geſetzgebenden Körper- 
ſchaften im Reich und in den Ländern zu, ſondern auch in der 
provinziellen und kommunalen Selbſtverwaltung, in der Be⸗ 
kleidung von richterlichen und verwaltungsmäßigen Ehren⸗ 
ämtern finden ſich vielfache Betätigungsmöglichkeiten im 
öffentlichen Leben. Der Zugang zu Staatsſtellungen im 
Reich und in Ländern iſt für alle Schichten der Bevölkerung 
weſentlich erleichtert. Nicht zuletzt finden weite Kreiſe des 
Volkes mittelbar den Weg zur Einwirkung auf die ſtaatlichen 
Verhältniſſe durch ihre Wirkſamkeit in den großen politiſchen, 
wirtſchaftlichen und ſozialen Organiſationen. 

Alle dieſe Funktionen, die dem Staatsbürger einen Ein⸗ 
fluß auf die Entwicklung des ſtaatlichen Lebens gewähren, 
ſetzen ein hohes Maß von politiſcher Reife des Volkes in ſeiner 
Geſamtheit und von politiſchen Kenntniſſen und politiſcher 
Urteilsfähigkeit des einzelnen voraus, wenn das Staatsweſen 
reibungslos und präzis arbeiten ſoll. 

Dieſe Vorbedingungen liegen für uns Deutſche nicht 
günftig: die alten hiftorifchen Schattenſeiten unſeres Dolfs- 
charakters, Uneinigkeit, Eigenbrötelei und Rechthaberei haben 
fich in den Jahren des Notleidens vielfach nicht abgeſchwächt, 
ſie haben ſich eher noch verſtärkt. Es iſt ſchließlich verſtänd⸗ 
lich, daß der Exiſtenzkampf der jüngſten Zeit, der Kampf um 
die Selbſterhaltung und um die Erhaltung der ſozialen und 
wirtſchaftlichen Poſition bei Millionen von Einzelmenſchen 
und bei ganzen fchidjalsverbundenen Gruppen und Berufs- 
ſchichten häufig zu kaltem Egoismus geführt hat. Es iſt jetzt 
an der Seit, ſich wieder auf das Geſamtintereſſe zu beſinnen. 
Und nie dürfen die heroifchen Opfer, die Millionen von Brü⸗ 
dern für Volk und Vaterland gebracht haben, vergeſſen werden. 
Im ganzen hat aber leider die innere Serſplitterung, die 
Schärfe der Meinungskämpfe, die Unerbittlichtett der wirt- 
ſchaftlichen und ſozialen Auseinanderſetzungen innerhalb des 
eigenen Volkes eher zu⸗ als abgenommen. Dies iſt um ſo 
bedenklicher, als die Geſamtlage auch heute noch keineswegs 
einen überflüſſigen Kräfteverbrauh und Energieverluſt 
erlaubt. 

Gibt es nun Mittel und Wege, dieſen bedauerlichen 
Seiterſcheinungen entgegenzuwirken und die Kräfte des Ge- 
ſamtvolkes in einem einheitlichen Ziel zu ſammeln d 

Bevor man an dieſe Aufgabe herantritt, muß man ſich 
ihrer Schwierigkeit von vornherein um fo mehr bewußt fein, 
als es ſich hier nur um die Möglichkeit einer Einwirkung auf 
menſchliche Charaktereigenſchaften und Triebe, alfo um pfycho- 
logiſche Dinge handelt, die ſich dem äußerlichen Einfluß ent⸗ 
ziehen. Sicher wird es immer und in jedem Dolfe eine 
große Fahl von Perſonen geben, denen jeder Sinn für das 
große Ganze abgeht und deren Eigenſucht allen Dernunft- 
gründen widerſteht. Auf der anderen Seite ſteht aber die 
überwiegende Menge derer, die das Beſte wollen und die viel⸗ 
fach nur deswegen irren, weil ihnen die richtige Kenntnis und 
Erkenntnis, die feſten Grundlagen für eine ſelbſtändige Ur⸗ 
teilsbildung fehlen. Wer überhaupt an fein Dol? glaubt, 
muß die Hoffnung hegen, daß die Sahl dieſer Volksgenoſſen 
bei weitem überwiegt. 

Es gilt alſo zunächſt, in den breiteſten Kreiſen eine klare 
Anſchauung über das Weſen des Staates, in dem ſie leben, 
feiner Wirtſchaft, von der fie leben, und feiner Kultur, mit 
der ſie leben, zu ſchaffen. Die Grundlagen und Grundſätze 
der Verfaſſungen von Reih und Ländern, der Weg der Geſetz⸗ 
gebung, der Aufbau der Verwaltung, das geltende Recht, der 
Stand der Finanzwirtſchaft, die großen Probleme, die ſich 
um die innere Einheit und die innere Stärke des Reichs, die 
Gewaltenteilung zwiſchen Reich und Ländern drehen, müſſen 
zu allgemeinem Bildungsgut gemacht werden. Vergleiche 
mit dem Verfaſſungsleben anderer Länder bieten Geſtchts⸗ 
punkte dafür, wie unter ſelbſtverſtändlicher Berückſichtigung 
der deutſchen Eigenart die Fortentwicklung unſerer konſtitu⸗ 
BEE u ET LT AI NE RAAE E E EETA AEE E 

Wenn sich nur eine Pforte erst öffnet, durch die das 
eindringt, was mehr als irdisch ist, so fängt der Mensch 
schon an, geborgen zu sein, und bereitet sich eine innere 
Heimat. Wilhelm von Humboldt. 
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tionellen Einrichtungen denkbar ift. Uher das Gebiet der 
reinen und der vergleichenden Verfafſungskunde hinaus ift es 
auch notwendig, die großen theoretifchen Fragen, die wir als 
Grundlage der Politik überhaupt zu bezeichnen pflegen, und 
die politiſchen Ideenkreiſe, die dem heutigen Staats- und Par⸗ 
teileben zugrunde liegen, zu erörtern. Dabei muß auch in 
hiftorifcher Betrachtung das in der Vergangenheit Bewährte 
mit den gegenwärtigen Zuftänden verknüpft werden, um Blid- 
5 — für die Gegenwart und die zukünftige Entwicklung zu 
inden. 

Nicht weniger wichtig find die großen Fragenkomplepe, 
die ſich aus der Außenpolitik ergeben. Hier müſſen immer 
noch in grundlegender Weiſe die Beſtimmungen des Derfailler 
Diktates behandelt werden. Es müſſen die ſchweren Laſten 
und Feſſeln aufgezeigt werden, die die Beſtimmungen von 
Derfailles in politiſcher Hinſicht dem deutſchen Volke auf- 
erlegt haben, und die Entwicklung, die die Reparationsbeſtim⸗ 
mungen durch den Dawes⸗Plan gefunden haben. Dabei muß 
die gewaltige Einbuße an Volksvermögen und an wirtſchaft⸗ 
lichen Werten drinnen und in der Welt draußen, vor allem 
auch die Schwächung unſeres Volkskörpers und unſerer Gren- 
zen durch die Gebietsverluſte in Nord und Oſt und Weſt nach⸗ 
gewieſen werden. Es gilt, weiterhin Grundlagen zu ſchaffen 
für die Beurteilung unſerer Beziehungen zu den früheren 
Gegnern, deren Kenntnis Dorausſetzung ift zur Urteilsbildung 
über die gegenwärtige Weltlage, über Deutſchlands Stellung 
unter den Völkern und über die aktuellen politiſchen Fragen, 
wie die Sicherheitsfrage, das Problem der Rüftung und Ab⸗ 
rüſtung, die Neuordnung der Handelsverträge, die wirtſchaft⸗ 
liche und politiſche Annäherung. Die entſcheidenden Phaſen 
der Außenpolitik, die durch die Abmachungen und Beſpre⸗ 
chungen von Locarno, Genf und Thoiry gekennzeichnet werden, 
müſſen jedem deutſchen Staatsbürger in ihren Hauptzügen be- 
kannt fein. Aufklärung über den Völkerbund und feine Auf- 
gaben ſowie die deutſchen Erwartungen, die ſich an unſern 
Eintritt in den Völkerbund knüpfen, muß immer wieder ein⸗ 
ſetzen. Eine allgemeine Kenntnis der weltpolitiſchen Lage 
und Kräfteverteilung, beſonders auch unſerer Beziehungen 
zum Often, ja gewiſſe elementare Kenntniffe in der Auslands- 
kunde überhaupt gehören zum politiſchen Rüſtzeug des Staats⸗ 
bürgers. Vor allem muß das Intereſſe für die deutſchen 
Stammesgenoſſen jenſeits der Grenzen, für das Grenz⸗ und 
Auslandsdeutſchtum und das Brudervolk in Deutjch - Öfter- 
reich wachgehalten werden. Der Stand der Forſchungen über 
die Kriegsſchuldfrage, die Bedeutung der Kolonialfragen für 
das Deutſche Reich, ſind politiſche Angelegenheiten, die jeden 
Deutſchen angehen. 

Noch umfangreicher find vielleicht die Kenntniſſe, die der 
deutſche Staatsbürger auf dem Gebiete der Wirtſchafts⸗ und 
Sozialpolitik beſttzen muß, wenn er ſeine Pflichten im öffent⸗ 
lichen Leben gewiſſenhaft erfüllen will. Außer der großen 


Sahl von Tagesfragen, die hier dauernd an ihn herantreten, 


muß er im großen einen Einblick haben in die innere Der- 
flechtung der deutſchen Wirtſchaft, in die gegenſeitige Abhän⸗ 
gigkeit von Landwirtſchaft, Induſtrie, Handel und Verkehr. 
Ein beſonders bedeutſames Teilproblem bilden in dieſer Hin- 
ſicht die Beziehungen zwiſchen Stadt und Land. Ebenſo wich⸗ 
tig iſt die Kenntnis der Verknüpfung der deutſchen Wirtſchaft 
mit der Weltwirtſchaft, des Rohſtoffproblems und feiner poli- 
tiſchen Zuſammenhänge. Rationalifierung der Wirtſchaft, 
Kreditnot, Konjunktur, internationale Truſte ſchließen Pro⸗ 
bleme in ſich, die weiteſtgehend Intereſſe erheifchen. Dazu 
kommt das gewaltige Gebiet der ſozialpolitiſchen Geſetz⸗ 
gebung, die Probleme von Arbeitsmarkt, Arbeitslohn, Arbeits⸗ 
zeit und Arbeitsſchutz, die Grundfragen für die Zukunftsent⸗ 
wicklung Deutſchlands find, Endlich müſſen in dieſem Ju- 
ſammenhang die wichtigen Gebiete von Siedlung und Woh- 
. Dolkshygiene und Volksgeſundheit nicht unerwähnt 
en. 

Es handelt ſich bei dieſer Aufzählung lediglich um die 
Anführung einiger praktiſcher Beiſpiele von Fragen und 
Fragenkomplexen, deren grundlegende Kenntnis zum Rüſt zeug 
jedes deutſchen Staatsbürgers gerechnet werden muß, der ſich 
ein Urteil in politiſchen Dingen bilden und ſeiner Auffaſſung 
im öffentlichen Leben Ausdruck verleigen will. Selbſtverſtänd⸗ 
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Der Heimatdienſt 


lich wird je nach Beruf und Intereſſe der einzelne Staats- 
bürger ſich mit dieſem oder jenem Gebiet mehr oder weniger 
eingehend beſchäftigen. Das große Gebiet der kulturellen 
Probleme kann hier nur kurz erwähnt werden, obgleich auch 
ſie in das Bereich der ſtaatsbürgerlichen Aufklärung fallen, 
da das kulturelle Moment nicht zuletzt von entſcheidender Be⸗ 
deutung für die Verbundenheit des einzelnen mit dem Leben 
feines Volkes und Staates ift. 

Es erhebt fich nun die Frage, in welcher Weiſe eine aus- 
reichende Unterrichtung über dieſe ſtaatsbürgerlichen und 
ſtaatspolitiſchen Probleme den breiten Schichten des Volkes 
zugänglich gemacht werden kann. Die Mehrzahl der berufs⸗ 
tätigen deutſchen Staatsbürger wird ihre politiſche Unter⸗ 
richtung in der Hauptſache aus der Zeitung erhalten. Unzwei⸗ 
felhaft ift die deutſche Preſſe ein Erziehungsfaktor, deffen 
Bedeutung gar nicht überſchätzt werden kann. Aber ſie iſt 
durchweg an die Wiedergabe von Nachrichten, von Tages- 
ereigniſſen gebunden, fie kann daher eine ſtaatsbürgerliche Bil- 
dungsarbeit, die zuſammenhängend die Grundlagen des ſtaat⸗ 
lichen und politiſchen Lebens behandelt, nur gelegentlich leiſten. 

Um ſo bedeutſamer ſind die politiſchen Bildungs⸗ und 
ſtaatsbürgerlichen Erziehungsbeſtrebungen, die von den 
Organiſationen aller Art geltend gemacht werden. Es find 
heute nicht nur die ausgeſprochenen Bildungs- und Lehr⸗ 
anſtalten, die mehr und mehr in ihre Lehrpläne Themen auf⸗ 
nehmen, die mit der Politik im großen zuſammenhängen, ſon⸗ 
dern es ſind die Verbände aller Art, weltanſchauliche, beruf⸗ 
liche, wirtſchaftliche Intereſſenorganiſationen und nicht zu⸗ 
letzt die politiſchen Parteien ſelbſt, die in ſteigendem Maße 
ſich bemühen, ihre Kreiſe über die wichtigſten Grundtatſachen 
der inneren und äußeren Politik, der Volkswirtſchaft und 
Sozialpolitik zu unterrichten. 

Unzweifelhaft hat aber auch der Staat ſelbſt ein drin⸗ 
gendes Intereſſe daran, daß ſeine Staatsbürger, die nach der 
Verfaſſung entſcheidend auf fein Schickſal einzuwirken berufen 
find, jo gut als nur irgend möglich über die politiſchen pro- 
bleme unterrichtet ſind. Denn nur der Staat wird ſich drinnen 
und draußen durchſetzen können, deffen Ziele zugleich die Ziele 
eines politiſch bewußten Staatsvolkes find. Dieſem Zwecke 
dient als Reichsbehörde die Keichszentrale für Heimatdienſt. 
Der Aufgabenkreis dieſer Reichsſtelle befteht im weſentlichen 
darin, die beftehenden Aufklärungsbeſtrebungen im Reiche 
planmäßig zu fördern und auf diefe Weije in e isolitie 
neutraler Form dazu beizutragen, daß die Grundelemente 
ſtaatspolitiſcher Kenntnis und Erkenntnis eine möglichſt weite 
und gleichmäßige Verbreitung finden. Sie unterhält zu 
dieſem Zweck nicht nur enge Verbindungen mit den großen 


ſtellen. 


Organiſationen aller Art und Richtungen im Lande und mit 


der Preſſe, ſondern fie ift im Laufe ihrer mehrjährigen Tätig ⸗ 


keit auch mit einer großen Sahl von Einzelperfönlichkeiten 
aller Stände, Berufsſchichten und Parteien in Verbindung ge⸗ 
treten, die ihrerſeits die Bedeutung einer fachlichen ſtaatspoli⸗ 
tiſchen Aufklärungsarbeit anerkannt und ſich freiwillig und 
ehrenamtlich in den Dienſt der Aufgabe, die ſachlichen Er⸗ 
kenntniſſe weiten Volkskreiſen zu vermitteln, geſtellt haben. 
Geſtützt auf ihre Beziehungen zu den Quellen, aus denen der 
Stoff für die Aufklürungstätigkeit am unmittelbarſten zu 
ſchöpfen iſt, alſo den Trägern der inneren und auswärtigen 
Politik einerſeits und der deutſchen Wiſſenſchaft andererſeits, 
bemüht ſie ſich, ihrer Mitarbeiterſchaft in knappeſter und für 
die weitere Auswertung geeignetſter Form Aufklärungs- 
material über alle politiſchen Sachgebiete zur Verfügung zu 
Laufende Informationen und Richtlinien, Lehr⸗ 
broſchüren, Flugſchriften, Rednermappen und Rededispoſt⸗ 
tionen, endlich eine Fülle von Lichtbildern, die zum großen 
Teil zu Vorträgen zuſammengeſtellt und mit Vortragstext ver⸗ 
ſegen find, dienen der Verbreitung des Arbeitsſtoffes. Endlich 
unterhält ſie Beziehungen zu einer großen Sahl ſachkundiger 
Redner über alle politiſchen Fragenkomplexe, die ſie den Gr⸗ 
ganiſationen für deren Deranftaltungen vermittelt und die 
die Träger ihrer eigenen Dortragsveranftaltungen — ftaats- 
bürgerliche Lehrgänge in den großen und ſtaatsbürgerliche 
Bildungstagungen in den kleineren Städten — ſind. 

Aus dieſer kurzen Tatſachenaufzählung geht hervor, daß 
auf dem Gebiet der ſtaatspolitiſchen Aufklärung in Deutſch⸗ 
land mannigfache und ſtarke Kräfte tätig ſind. Über eines 
aber muß Klarheit herrſchen: die Erziehung des Staatsbürgers 
für ſeine politiſchen Aufgaben, Rechte und Pflichten im neuen 
Staat kann ſich nicht darin erſchöpfen, ihm allein Kenntniffe 
zu übermitteln. Die innere und äußere Geſundung des deut- 
ſchen Volkes hängt nicht von den Kenntniſſen feiner Staats- 
bürger, ſondern von der aktiven Verwertung dieſer Kenntniffe 
durch den deutſchen Staatsbürger ſelbſt, alſo von dem wachſen⸗ 
den politiſchen Derftändnis, dem lebendigen politiſchen Ge⸗ 
fühl des deutſchen Volkes ab. Politiſche Aufklärung iſt nicht 
gleichzuſetzen lediglich mit politiſcher Unterrichtung, ſondern 
ſie muß politiſche Erziehungsarbeit ſein. Die Grundlagen 
politiſchen Wiſſens find nur die Vorausſetzung für politiſche 
Einficht. Sie bleiben totes Kapital, wenn fie fih nicht aus- 
wirken im Sinne eines ausgeprägten gegenſeitigen politiſchen 
Verſtändniſſes zwiſchen Staatsbürger und Staatsbürger. 
zwiſchen Stand und Stand, zwiſchen Partei und Partei, im 


Sinne wachſender Toleranz, im Sinne wa er, lebenerfüllter 
Volksgemeinſchaft. e ; 


„Deutſcher Wein, Deutiher Rhein.” 


Rede des Neichstagsabg. Dr. v. Oryander bei der Eröffnung der Berliner Ausftellung, Februar 1927. 


Ich habe den ehrenvollen Auftrag, als rheiniſcher 
Abgeordneter den Begrüßungsanſprachen des Herrn Gber⸗ 
bürgermeiſters und des Herrn Vertreters des Herrn Reihs- 
kanzlers ein Wort dankbarer Erwiderung folgen zu laſſen. 
Ich gliedere meine kurzen Ausführungen in drei kurze 
Gedankengänge. . 

Sum erften: Der Herr Oberbürgermeiſter hat die 
Früchte des Rheinlandes a dem öftlichen Boden Berlins 
willkommen geheißen. der Austauſch der geiftigen und 
materiellen Werte zwiſchen Often und weſten unſeres 
Datetlandes iſt die geſchichtliche Grundlage deutſcher Größe. 
Erſt in Verbindung mit dem en, insbeſondere mit dem 
lebendigen preußiſchen Staat, ift der Rhein zu voller Aus⸗ 
wirkung ſeiner Kraft gelangt. Aber andererſeits bekennt ſich 
das ganze deutſche Volk zu den Worten, mit denen Friedrich 
Liſt ſeinerzeit den Follverein begrüßte: „Der Rhein bedeutet 
Leben für ganz Deutſchland, er bedeutet Größe, Macht und 
Kraft.“ Im Weften um Verſtändnis für den Often, im Often 
um Derftändnis für den Weſten zu werben, ift eine der größten 
nationalen Aufgaben, die wir zu erfüllen haben. 


Sum zweiten: Es iſt das Schidfal des deutſchen 
Volkes, eingebettet in die Mitte Europas, an allen Grenzen 
mit fremden Volksſtämmen vermiſcht zu fein. Gewaltige 
Kämpfe waren die Folge. Jedes Jahrhundert unſerer Ge- 
ſchichte zeugt davon. Nur eine Grenze läuft ganz klar; ſie 
wird durch kein Gebirge und keinen Fluß beſtimmt. Und 
trotzdem nennt Ernſt Moritz Arndt ſie mit Recht eine „Natur⸗ 
grenze“. Es iſt, als ob die Söhne Ludwigs des Frommen, als 
fie das väterliche Reich teilten, und der Vertrag von Merſen 
vom einen Bruder deutſch, vom andern franzöſiſch 
unter ſchrieben ward, zwei nach Sprache, Kultur, Sitte grund- 
verſchiedene Völker voneinander hätten trennen wollen. Seit 
tauſend Jahren ift die Sprach. und Kulturgrenze im Weſten 
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Wenn wir die Menschen nehmen wie sie sind, so 
machen wir sie schlechter. Wenn wir sie behandeln, als 
wären sie, was sie sein sollten, so bringen wir sie dahin, 
wohin sie zu bringen sind. £ Goethe. 
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und Südweſten Deuffchlands unverändert! Unſere weſtlichen 
Nachbarn ſprechen gern von „rheiniſcher Kultur“, als ob ſie 
ein Übergang zwiſchen romaniſcher und germaniſcher Kultur 
ſei. Das deutſche Volk weiß, daß die rheiniſche Kultur 
nichts anderes ift, als eine der herrlichſten 
Blüten am Baum deutſchen Geiſteslebens, zu 


deſſen Entwicklung alle deutſchen Stämme beigetragen haben. 


Sum dritten: 

„Bis in ſeine tiefſte Welle ſchäumt der alte Rhein vor Groll, 

Fluch der Schmach, daß ſeine Welle 

Fremdes Joch ertragen foll.“ 
Die Derje find alt, ohne jede Beziehung auf unfere Seit 
geſchrieben. Und trotzdem ſcheint's, als ſollte ihr Inhalt in 
jedem Jahrhundert neue Bedeutung gewinnen. Das heutige 
große Feſt fei ein Mahner an die rheiniſche Not! 
Nicht nur die Not der Winzer, die uns beſonders am Herzen 
liegt, und die dringend die Hilfe von Reich und Staat 
erheifcht. Wir denken an die nationale Not. Wer ſchreit 
nicht innerlich auf bei dem Gedanken, daß noch heute 80 000 
fremde Soldaten in den rheinifchen Gauen ftehen? Wem krampft 
ich das Herz zuſammen in Erinnerung daran, daß 180 000 

heinländer das Brot der Verbannung, daß Tauſende das Brot 
franzöſiſcher Gefängniſſe gekoſtet haben? Wer hat eine 
Ahnung davon, was es heißt, jahraus, jahrein fremde Ein⸗ 
quartierung zu haben mit gemeinſamer Küchenbenutzung und 
weitgehender Rechtloſigkeit? Gewiß, wir alle arbeiten an 


der Derftändigung mit unſeren weſtlichen Nachbarn. Auf 
dem Verſtändigungsweg erftreben wir die Freiheit des Rheins. 
Aber die Welt ſoll wiſſen, das wahre Befriedung und wirk⸗ 
licher Aufbau Europas erſt dann beginnen können, wenn 
Wahrheit wird, was der Dichter meiner Geburtsftadt Bonn, 
Gottfried Kinkel, fang: 
„Stolz wie meine Wangen brennen, 
Schwör' ich dir, o Vater Rhein, 
Deutſch ſoll man dich ewig nennen, 
Und auch frei ſollſt du mir ſein!“ 
„Geſchichte iſt Bewegung, Glaube iſt Aufſchwung“, ſagt ein 
Rheinlandhiſtoriker. Was wir heute erleben, ift nur Etappe. 
Unſere Aufgabe iſt die politiſche und ſeeliſche 
Stählung des deutſchen Volkes für große Auf- 
gaben und große Belaſtungsproben, die die Geſchichte uns noch 
einmal ſtellen wird. An der Widerſtandskraft der 
Rheinländer hängt Deutſchlands Zufunft — 
das ift der Leitgedanke, der alle Rheinlandmaßnahmen unſeres 
Volks und ſeiner Regierung beherrſchen muß. So rufen wir 
in dieſen fröhlichen Hallen, in denen Becherklang und Rhein⸗ 
lieder in dieſen Wochen zuſammenklingen werden, in die 
Nöte, Sorgen und Aufgaben des Rheinlandes hinein: 
Wir aber füllen die Römer 
Und wünſchen mit goldenem Saft 
Euch deutſches Heldenfeuer 
Und deutſche Heldenkraft! 


Vom deutichen Weinbau. | 


Don Dr. Neumann, Berlin, 


Die volkswirtſchaftliche Bedeutung des Weinbaus ift nicht immer 
in ihrem ganzen Umfang gewürdigt worden. Erſt die Notſchreie 
der deutſchen Winzer haben die Augen der Öffentlichkeit auf die 


beſonderen Umſtände und 
Schwierigkeiten gelenkt, mit 
denen unfer Weinbau ins- 


beſondere in den letzten Jahren 
zu rechnen hatte. Dolkswirt⸗ 
ſchaftlich betrachtet, erkennt man 
die beſondere Bedeutung des 
heimifchen Weinbaues, wenn man 
berückſichtigt, daß in ihm zur 
Seit 500 000 Familien mit 
2% bis 3 Millionen 
Menſchen, einſchließlich 


"Die deutschen Weinbaugebiete | 
es 


der teils zum Hausgebrauch, teils zur Weinbereitung verwandt wird. 
Aus den zu Marmelade verkochten Beeren wird Likör bereitet. Aus 
den Kernen wird ein vortreffliches Ol gepreßt, und aus den Treftern 

wird Branntwein, Grünſpan, 
Pottaſche und Eſſig fabriziert; 
ferner dienen diefe als Dieh⸗ 
futter (auch die Blätter und 
andere grünen Teile), Brennſtoff, 
zum Gerben. Die Stiele und 
Kerne liefern das Weinreben⸗ 
ſchwarz; aus dem in den Wein- 
fäſſern ſich abſetzenden Wein⸗ 
ftein wird Weinſäure hergeſtellt. 


Arbeitern, Küfern und Kom- 
miſſionären, hauptberuflich be⸗ 
ſchäftigt ſind. Der 


duktionswert des 
ſchen Weinbaues betrug im 


Das Folz endlich wird zu 
Drechſlerarbeiten und Stöcken 
verwendet. 


Die Standorte des 
deutſchen Meinbaues 
find in den ſonnenwarmen Fluß- 
tälern wie an den Rändern der 
Oberrheiniſchen Tiefebene, in 


Jahre 1925 83,8 Millionen 


der Pfalz, im Rheins, Mains, 


Mark. Er übertrifft den 


Nahe-, Mofel- und Saartal, in 


der reien Eiſenerzproduk⸗ 
tion etwa um die Hälfte 
und überragt auch den Wert 


der Bodenſeegegend, im mittleren 
Neckargebiet, im Tal der Kinzig 


des geſamten deutſchen See⸗ 
fiſchfanges im Jahre 1925, 
der 35,1 Millionen RM. 
betrug, und gleicht dem Wert 
der Shaf- und Siegenhaltung 
in Deutſchland im Jahre 1928. 
Die Weinausfuhr im Jahre 1926 
umfaßte 51402000 dz im 
Werte von 9 280 000 Mark. Der 
Weinbau ſtellt die intenſivſte 
landwirtſchaftliche Kulturform 


(Selnhaufen, Hanau), im Saale» 
und Unſtruttal, um Naumburg, 
Freyburg und Roßbach, im Elb- 
tal um Dresden und in Gold- 
berg, Loſchwitz, Pillnitz und im 
Odertal um Grünberg zu finden. 
Deutſchland erzeugt überwiegend 
Weißwein, und zwar Weiß⸗ 
und Rotwein im Verhält- 
nis von 5 zu I. Die 
Jahre 1920, 1921, 1922, 1924 
waren gute Weinjahre, die Jahre 


dar. Er bietet unter normalen 


1906, 1910, 1915, 1914 und 1925 


Derhältniffen die Möglichkeit, 
auf einer Fläche von zwei bis 
drei Morgen eine Familie zu 
ernähren. Die deutſchen Winzer 
bewirtſchaften insgeſamt etwa 
90 000 Hektar Land, davon 98 v. H. Kleinſiedlungen. ; 
Neben dem Hauptzwecke der Weinproduktion gewährt der Wein- 
bau noch mannigfachen Nutzen, der auch Millionenwerte darſtellt. 
Die Trauben werden als Tafeltrauben gegeſſen und als Kurmittel 
gebraucht. Der eingekochte Moſt wird zu Traubenzucker verarbeitet, 
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ſchlechte. Die außerordentlich 
ſchwankende Oerſchiedenartigkeit 
der Erträge iſt für den Wein⸗ 
bau charakteriſtiſch, ſie wird 
durch Witterung und Schädlings- 
einflüſſe wie Reblaus und Sauerwurm bedingt und wirft gleich- 
zeitig ein grelles Schlaglicht auf die Unſicherheit und die 
Gefahren, denen die in ihm tätige Bevölkerung ausgeſetzt iſt. Die 
Erträge des deutſchen Weinbaues fielen folgender- 
maßen aus: 


e 
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Jahr Rebfläche Weinertrag in hl 
1913 78 982 824 808 
1920 22 661 2 440 148 
1921 73 841 1 754 916 
1922 24 360 3 406 188 
1923 74 677 791 040 
1924 24 342 1 803 954 
1925 73 274 1590 000 


Weinernten im DeutschenReich 
(jetzigesReichsgebiet ohne Saargebiet) 
Rebfläche in ha 


81505 
80825 78982 73841 74360 74677 74342 73274 


Weinmostertragvom ha 
in Hektoliter 


1911 1912 1913 1921 1922 1923 1924 1925 
EB ET un 


Weinmostertrag insgesamt 
in Tausend hl und Millionen RM 


BEER hi zzza RM 340 


Durch den Derluft von Elfaß-Lothringen im Derfailler 
Dertrage hat Deutſchland eines feiner wichtigſten Weinbau- 


gebiete verloren. 
50 Betrieben. 5 
Es A des deutſchen Ape ER 
n vor um J i i ebenjtehende 

S haubi, nach dem Kriege zeigt das nebenſtehe 
Trotz der Notlage des deutſchen Weinbaus wird noch immer 
eine beträchtliche Menge auslindſſcher weine nach Deutſchland ein⸗ 
geführt, während die Ausfuhr ganz erheblich hinter der Vorkriegszeit 
zurückbleibt. Nach den vorläufigen ee für das Jahr 
1926 hat fih allerdings die Einfuhr bis auf 30,1 Mill. Reichsmark 
gegenüber 65,9 Mill, im Jahre1925 verringert, während die Ausfuhr 
eine kleine Steigerung von 8,7 Mill. auf 9,5 Mill. Reichsmark 
erfahren hat, Überblidt man im übrigen die Entwicklung der letzten 
fünf Jahrzehnte, fo zeigt fich, daß die heimifche Erzeugung nicht nur 
den Bedarf des Inkands vollauf deckte, ſondern fogar einen erheb- 
lichen Ausfuhrüberſchuß zu verzeichnen hatte. Mit der Herabſetzung 
der Zölle in Verbindung mit der Senkung der Auslandsweinpreife 
trat dann ‚eine zunehmende Überfhwemmung Deutſch⸗ 
lands mit fremden Weinen ein. 

„Gleichlaufend mit dieſer für den Weinbau bedenklichen Ent- 
wicklung erfolgte ein Rückgang der Anbaufläche, der ſeit 
1866 folgenden Verlauf nahm: 


Die Abtretung bedeutete einen Derluft von 


Jahr Kultur Derödet | Ernteausfall Wert 
ha ha to RK. 
1906 120 200 45 000 45 000 22 500 000 
1911 110.500 24 700 63 100 31 500 000 
1916 91 800 45 400 130 200 65 100 000 


Ein Drittel der ehemaligen Weinbaufläche ift alfo infolge 
der ſtarken Konkurrenz des Auslandes verödet. Auf der verödeten 
Fläche hätte ſo viel Wein erzeugt werden können, daß die Einfuhr 
von Faßweinen ausgeglichen wäre. Hierdurch find 150 000 Winzer- 
familien brotlos geworden. Die tieferen Urſachen hierfür ſind in 
den günſtigeren Produktionsbedingungen der ſüdlichen Länder, 
infonderheit Nordafrikas und Spaniens, zu ſuchen. Die Entwicklung 
des Weinbaus in Algier nahm nach Berechnungen von Prof. 
von der Heide folgenden Verlauf: 


Weinernte 


Jahr 


in 1000 ha l in 1000 hl 
1851 3,2 12,5 
1911 138,5 8833,6 


Durch die zollfreie Einfuhr der algerifchen Weine ift der fran- 
zöſiſche Weinpreis im ſtändigen Sinken begriffen. Er hat natur- 
gemäß kataſtrophale Weinbaukriſen zur Folge gehabt, die fich auch 
auf den deutſchen Weinbau auswirkten. Auf dergleichen 
Fläche wird in Algier viermal ſoviel Wein geerntet 
als in Deutſchland, während die Anbaukoſten nur den 
vierten Teil betragen. 

Die klimatiſchen Mittelwerte in Deutſchland und Spanien ver⸗ 
halten ſich z. B. auf Grund amtlicher Zahlen wie folgt: 


Spanien Deutſchland 
Sonnentage im Jahr 260 47 
A 30 172 
Mittlere Jahrestemperatur 12°C 8,8° C 
RegenHäße-. us ie anne 3801 auf d. qm | 7001 auf d. qm 
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Die klimatiſchen Vorteile Spaniens kommen in- 
fonderheit durch die größere Wärme zum Ausdruck, weil unter dieſer 
Bedingung weniger Pflege und Wartung erforderlich ift, die Reben- 
ſchädlinge weniger wirkungsvoll ſind und die gefürchteten Fröſte, 
die eine ganze Jahresarbeit vernichten können, fortfallen. 

Die Derfhwldung des deutſchen Weinbaus fet 
hier als ein für die Beurteilung der Lage weſentlicher Faktor kurz 
erwähnt. Sie nahm bei 50 Genoſſenſchaften an Moſel, Saar und 
Ruwer folgenden Verlauf: 

1900 1 886 280 M. 

1905 3829787 „ 

1910 8281 298 „ 
In der Nachkriegszeit ſtieg die Hypothekarverſchuldung gleich im 
Derftändlich wird dieſes Ergebnis, wenn man berückſichtigt, daß im 
Frühjahr 1926 allein an der Moſel weit über 400 000 hl unverkauften 
Weines lagerten, die Ernte 1924 noch nicht zur Hälfte, die des 
Jahres 1925 überhaupt nicht verkauft wurde. 

Überbliden wir die Lage des deutſchen Weinbaus, jo können 
wir zuſammenfaſſend ſagen, daß der deutſche Winzerſtand unter ſehr 


ungünſtigen Vorausſetzungen arbeitet — unter ungünſtigen pro- 
duftions- wie Abſatzbedingungen. Was insbeſondere die Abſatz⸗ 
ſchwierigkeiten anlangt, ſo ſind dieſe im Inlande vor allem in 
der geſchwächten Konſumkraft großer Teile der Bevölkerung be- 
gründet, ferner in der Vorliebe für ausländiſche Weine. So iſt 
der Wein in den letzten Jahren den Winzern vielfach im Keller 
liegengeblieben, weil, trotz niedriger Preiſe, der Abſatz darniederlag. 
Und auf der andern Seite war dem deutſchen Weinbau das Ventil 
des Exports verſtopft. So erklären ſich die großen Schwierigkeiten, 
vor die der deutſche Winzerſtand ſich geſtellt ſag. Angeſichts der 
nicht zu unterſchätzenden volkswirtſchaftlichen Bedeutung des 
heimifchen Weinbaus und der Notlage der Winzer hat ſich das Reich 
im vorigen Jahre entſchloſſen, auf dem Wege ſteuerlicher Erleich⸗ 
terungen und ſonſtiger Maßnahmen bis zu einem gewiſſen Grade 
Abhilfe zu ſchaffen. Aber von Staatswegen kann im beſten Falle 
die Not gelindert, nicht aber in ihren Urſachen beſeitigt werden. 
Dazu beizutragen, hier grundlegend Wandel zu ſchaffen und die be⸗ 
drohte Exiſtenz eines wichtigen Berufsſtandes zu ſichern, iſt zu einem 
großen Teil der deutſche Konſument ſelbſt berufen. 


Zu den engliſch⸗chineſiſchen Verhandlungen. 


Die Engländer haben, um wieder zu normalen Beziehungen zu 
China zu kommen, den chineſiſchen Behörden in Peking und Hankau 
am 30. Januar eine Anzahl Dorfchläge unterbreitet, deren Durch⸗ 
führung eine beachtenswerte Einſchränkung der Ausnahmeſtellung 
bedeuten würde, die die Engländer und die Staatsangehörigen der 
anderen „alten Vertragsmächte“ noch genießen. Die Dorjchläge 
betreffen hauptfichlich das Gerichtsweſen und die Exterritorialität, 
die Beſteuerung und die engliſchen Monzeſſionen. 


Auf dem Gebiete des Gerichtsweſens ſind die Engländer bereit, 
die modernen chineſiſchen Gerichte für Zivilprozeſſe anzuerkennen, 
in denen ein Engländer Kläger iſt, und dabei auf einen engliſchen 
Beiſitzer zu verzichten. Bisher wurden Prozeſſe von Engländern 

egen Chinefen vor dem Magiſtrat oder vor beſonderen gemiſchten 
Gerichtsböfen ausgetragen, wobei meiſtens ein engliſcher Beiſitzer 


zugezogen wurde; die ſogenannten modernen chineſiſchen Gerichte 


(Schen-Pan-Ting), die ngh weſtländiſchem Muſter feit 1910 in 
China nach und nach eingeführt werden, hat England bisher nicht 
anerkannt. — Auf dem Gebiete des materiellen Rechtes iſt England 
bereit, bei den britiſchen Gerichten in China das moderne chineſiſche 
Bürgerliche und Handelsrecht einzuführen, ſobald es von den chine⸗ 
ſiſchen Gerichten den chineſiſchen Bürgern gegenüber in ganz China 
angewendet wird. Damit iſt einer der wichtigſten Grundſätze der 
Exterritorialität, daß nämlich der Engländer nicht den chineſiſchen 
Geſetzen unterworfen iſt, ſondern nach engliſchem Recht lebt, durch⸗ 
brochen. Dennoch dürften diefe Jugeſtändniſſe von chineſiſcher Seite 
nur als halbe Maßnahme betrachtet werden, da das Wichtigſte, die 
Rechtſprechung in Prozeſſen gegen Engländer, den chineſiſchen 
Gerichtshöfen nach wie vor vorenthalten bleiben ſoll. Beachtenswert 
ift. ferner, daß die genannten Mlaterien des modernen chineſiſchen 
echtes erſt dann auf die Engländer angewendet werden ſollen, ſobald 
ſie in ganz China gegenüber den Chineſen angewendet werden. Das 
bedeutet, da die modernen Gerichte und Richter, die des modernen 
Rechtes kundig ſind, erſt in verhältnismäßig geringer Anzahl vor⸗ 
handen find, die allgemeine Einführung aber bei der großen Aus- 
dehnung des chineſiſchen Reiches ſicherlich noch viele Jahre in An⸗ 
ſpruch nimmt, eine Vertagung auf unbeſtimmte Seit. 


Die Steuern, die die Engländer und die Angehörigen der anderen 
alten Vertragsmächte in China zahlen, beſchränken fih auf Grund 
der Exterritorialität auf Follgebühren und gewiſſe auf Landbeſitz 
beruhende Abgaben. Die Engländer find nunmehr bereit, alle 
Steuern zu zahlen, die von den Chinefen geſetzmäßig und tatſächlich 
erhoben werden. Das bedeutet ein erhebliches und die Chinefen wohl 
auch befriedigendes Fugeſtändnis. 

Ein weiteres wichtiges Zugeftändnis bezieht fih auf die Kechte 
der Engländer in den ſogenannten Konzeffionen. Es handelt fidh 
dabei um kleine Landgebiete in einer Anzahl von Dertragshäfen, 
die zu verſchiedenen Zeiten von der chineſiſchen Regierung an die 
engliſche Regierung verpachtet wurden. Solche engliſchen Konzeſſionen 
beftehen in Hanfau, Kiufiang, Chinkiang, Amoy, Kanton, Tientfin 
und Niutſchwang. Sie haben fih im Laufe der Zeit, zum Teil im 
Sufammenhang mit angrenzenden Konzeffionen anderer Mächte zu 
Städten ausgewachſen, die unter engliſcher Verwaltung ſtehen und 
von den Chineſen als Fremdkörper im Staate empfunden werden. 
Das Angebot, das fich auf diefe Konzeſſionen bezieht, ift — wohl 
abſichtlich — nicht ſehr klar, bedeutet aber jedenfalls die Bereitſchaft 
der Engländer, die Chineſen wieder in erheblichem Maße an der 
Verwaltung der Konzeſſionen zu beteiligen. — Außer den genannten 
engliſchen Konzeffionen gibt es in den genannten und anderen 
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Dertragshäfen noch zahlreiche gleiche und ähnliche Gemeinweſen unter 
der Kontrolle verſchiedener Nationen. Die wichtigſte unter ihnen 
ift die „internationale Niederlaſſung“ in Shanghai. Bier herrſcht 
zwar tatſächlich der Engländer; ſtreng genommen haben aber weder 
die engliſche noch eine andere fremde Regierung ſtaatliche Hoheits⸗ 
rechte. Die internationale Niederlaffung ift ebenſo wie die an- 
grenzende franzöſiſche ein „Settlement“, das nicht wie die 
„Concessions“ durch Vertrag von Regierung mit Regierung ver⸗ 
pachtet iſt, ſondern im Grunde rechtlich lediglich eine Summe von 
Grundſtücken darſtellt, die ausländiſche Privatleute von chineſiſchen 
Privatleuten durch Kaufvertrag erworben haben. Daß aus dieſer 
Summe von Grundſtücken im Laufe der Jahrzehnte ſich eine inter⸗ 
nationale Weltſtadt unter engliſcher Kontrolle entwickelt hat, kann 
an dieſer rechtlichen Seite der Sache nichts ändern. Es liegt auf 
der Hand, daß etwaige Fugeſtändniſſe der Engländer in der Der- 
waltung ihrer Konzeſſionen auch Zugeftändniffe in Schanghai werden 
nach ſich ziehen müſſen. i 


Ferner verzichten die Engländer auf das den chriſtlichen 
Miſſionen der Pertragsmächte zuſtehende Redit, im Innern des 
Landes, alſo außerhalb der Dertragshäfen, Land zu erwerben; dieſes 
Recht, deſſen Grundlagen übrigens recht zweifelhafter Natur ſind, 
empfinden die Chineſen beſonders bitter, weil ſeine Ausübung dazu 
geführt hat, daß über das ganze Land hin ungezählte kleine Reſervate 
entſtanden ſind, die der Kontrolle der chineſiſchen Behörden entzogen 
find und ſchon oftmals unlauteren Elementen der Bevölkerung einen 
Rückhalt. geboten haben. Ä 


Von höherer gefchichtlicher Warte aus geſehen, bedeuten die 
engliſchen Zugeftändniffe nichts mehr als einen Schritt auf dem 
è, den zwangsläufig alle Fremdmächte in China werden gehen 
müſſen; den Weg nämlich, an deffen Ende die Anerkennung der 
vollen Souveränität und der vollen Gleichſtellung und Gleich- 
berechtigung des chineſiſchen Volkes ſteht. Es iſt ein Unding, daß 
in dem Seitalter des Völkerbundes und des Selbſtbeſtimmungsrechts 
aller Völker die Angehörigen des älteſten und größten Kulturvolkes 
im eigenen Lande minderen Rechtes fein und territoriale fremd- 
körper, die ihrem Einfluß entzogen ſind, im eigenen Lande dulden 
ſollen. Für uns Deutſche beſtehen Probleme dieſer Art nicht mehr, 
da wir längft den Chineſen freiwillig das zugeſtanden haben, was 
fie jetzt von den alten Vertragsmächten verlangen. Die Erfahrungen, 
die wir in den nun bald ſechs Jahren des neuen Rechtszuſtandes 
gemacht haben, haben uns gelehrt, daß es ſich in China nach Aufgabe 
der Vorrechte nicht ſchlechter als früher leben läßt. Es ift unzweifel- 
haft, daß die chineſiſchen Gerichte ſich bei den deutſchen Rechtsfqllen 
große Mühe geben, zu einer unparteiiſchen Entſcheidung zu gelangen, 
und auch in den naturgemäß von Seit zu Seit eintretenden Fällen, 
wo eine in der Verſchiedenheit der Kulturen begründete, verſchiedene 
Rechtsauffaſſung zwiſchen Deutjchen und Chineſen beſteht, find die 
Chineſen immer beſtrebt geweſen, etwa als Härte empfundene Naf- 
nahmen zu mildern oder zu beſeitigen. Im Intereſſe einer baldigen 
Wiederkehr normaler Verhältniſſe in China kann man daher nur der 
Hoffnung Ausdruck geben, daß die engliſch⸗chineſiſchen Verhand⸗ 
lungen einen günſtigen Verlauf nehmen und zu möglichſt weit⸗ 
gehenden Zugeftändniffen engliſcherſeits führen. Sollten die Per- 
handlungen ergebnislos verlaufen, fo wäre dringend zu wünſchen, 
daß für die Löſung der Probleme jede Anwendung von Gewalt 
vermieden und der Streitfall vor das gegebene Forum, den Dölter- 


bund, gebracht würde, deſſen Satzungen ja genügend Handhaben 


dazu bieten. 
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Polizei und Staat. 


Don Erwin Barth, Polizeipräſident in Altona. 


Der Durchſchnittsbürger hat in der Regel nur eine ſehr unvoll⸗ 
kommene und ſchiefe Vorſtellung vom Begriff, Weſen und Aufgaben⸗ 
kreis der Polizei. Die landläufige Bosheit hat Ia etwa folgende 
Definition zurechtgelegt: Die Polizei ift eine Summe von meiſt 
uniformierten Beamten, die Gott in feinem Horn geſchaffen hat, um 
den Staatsbürgern reglementierend im Wege zu ftehen und mit Eifer 
auf Gelegenheit zu ſpähen, Strafanzeigen zu machen. Sie gilt für 
viele der unbequemen und ſchwer zu zügelnden lieben Mitbürger als 
Feind des Publikums, als harte Geißel in der Hand ſchikanöſer 
Geiſter. Daher kommt auch die betrübende Tatſache, daß die Polizei- 
beamten, wenn ſie irgendwo zum Einſchreiten genötigt ſind, ſich nicht 
nur einem Ring von Neugierigen, ſondern häufig auch von feind« 
ſeligen Parteinehmern gegen die Organe der öffentlichen Ordnung 
gegenüberſehen. Dieſe Vorgänge lehren dem objektiven Beobachter 
leider, daß von einer . größerer Teile des 
Publikums geſprochen werden kann. - 

Die polizei ift aber wahrhaftig viel beffer als ihr Ruf. Wer 
Gelegenheit hat, fih im inneren Betrieb der Polizet umzufehen, der 
weiß, daß der ganze Apparat von intenfiver Sorge um das Wohl 
des Staatsbürgers erfüllt iſt, und der weiß auch, mit welchem Eifer 
fortwährend daran gearbeitet wird, die bedauerlichen Einzelfälle zu 
verhindern, wo menſchliche Schwäche einmal einen Beamten ver⸗ 
leitet, mit unnötiger Schroffheit feine Pflicht zu erfüllen. Ganz 
wird ſich das nicht ausrotten laſſen, namentlich ſolange nicht, als 
gewiſſe Teile des Publikums ſich nicht verkneifen können, mit Bos⸗ 
heiten, Beleidigungen und üblen Neckereien die Beamten verächtlich 


zu machen und zu reizen. 
* 


Um dem objektiven Urteil über die Polizei den Weg bahnen zu 
helfen, foll hier in knappen Fügen verfucht werden, die Weſenszüge 
der Polizeitätigkeit darzuſtellen. 

Dem Aufgabenkreis und Arbeitsbereich nach iſt die Polizei der 
wichtigſte Ausdruck der modernen ſtaatlichen Hoheitsverwaltung. 
Früher, im Mittelalter, war ſie nicht nur ihrem Namen nach (vom 
griech. politeia, lat. politia), ſondern auch tatſächlich die ſtaatliche 
Hoheit, die innere Staatstätigkeit ſelbſt. Das waren primitive 
Feiten. Erhaltung der Rechtsordnung, Schutz gegen innere und 
äußere Feinde waren die elementaren Aufgaben des Staates, und 
die konnten in Deutſchland nur ſehr mangelhaft erfüllt werden. Die 
Pflege der religiöſen und geiſtigen Intereſſen war der Kirche über 
laſſen. Und in das geſellſchaftliche und wirtſchaftliche Seben des 
Volkes griff der Staat nur ein, wenn er fie feinen finanziellen 
Bedürfniſſen dienſtbar machen wollte. Die „innere Verwaltung“ 


, entitand und bildete fih aus in den Städten, wo das wirtſchaftliche 


und geiſtige Leben ihren Sitz ſuchten. Aufſicht und Ordnung des 
Marktverkehrs, Maß- und Gewichtsordnung, Schutz vor Nahrungs⸗ 
mittelfälſchungen, Geſundheitspolizei uſw. trieben allmählich zu 
einer umfangreichen ſtädtiſchen Geſetzgebung und Verwaltung und 
dadurch natürlich zur Einſetzung von Organen zu deren Durch- 
führung und Überwachung. Erſt über die ſtädtiſche, gut entwickelte 
Polizeiverwaltung hinweg bildete ſich dann, als in der Seit der 
Reformation die Reichsgewalt nicht mehr in der Lage war, die 
Regierungsgewalt der Staaten zu beſchränken, eine differenzierte 
innere Staatsverwaltung. Dieſe wurde nachhaltig gefördert durch 
andere Wirkungen der Reformation: die Stellung des Staates zur 
Kirche wurde eine andere, die Schul- und die Armenpflege fam 
unter ftaatlichen Einfluß, der Staat übernahm in allmählicher Ent- 
wicklung die Pflege und Förderung der wirtſchaftlichen und geiſtigen 
Kultur der Bevölkerung. In der Organifierung dieſer ſtaatlichen 
N und Pflichten enkſtand die ſtaatliche Polizei. 

e allgemeine begriffliche Kennzeichnung der oligei, die heute 
noch Geltung hat und richtig ift, a fih im erenn Sand- 
recht. Dieſes preußiſche Geſetz überweift der Polizei die Aufgabe: 

„die nötigen den zur Erhaltung der öffentlichen Ruhe, 

Sicherheit und Ordnung und zur Abwendung der dem 

Publico oder einzelnen Mitgliedern desſelben drohenden 

Gefahr zu treffen.“ 

Dieſer ungeheuer weitſchichtige Fuſtändigkeitsbereich wird durch 
einen anderen Paragraphen des Allgemeinen Fandrechts dahin 
begrenzt, daß die Polizei nur gegen diejenigen drohenden Gefahren 
einzuſchreiten hat, gegen die ſich der einzelne nicht ſelbſt zu ſchützen 
vermag. Der Fuſtändigkeit entſprechend, begreift die Polizei alle 
Funktionen der inneren Verwaltung in fih, die den Zweck haben, 
Störungen der öffentlichen Ruhe, Ordnung und Sicherheit vorzu⸗ 
beugen, bereits eingetretene Störungen zu beſeitigen und Gefahren 
abzuwehren, die das Publikum oder einzelne bedrohen. 

Die Polizei, wie wir ſie heute ſehen, iſt alſo nicht, wie andere 
Derwaltungsbehörden, ein Se pfa oiae Zweig der Staats⸗ 
verwaltung. Ihre exekutoriſche und regelnde Tätigkeit ift auf die 


mannigfachſten Derwaltungsgebiete verteilt und zwingt fie, fih mit 


unzähligen Angelegenheiten des öffentlichen und nichtöffentlichen 
Lebens im Stadte zu befaſſen. Sie ift die regulierende Hauptkraft 
im komplizierten Getriebe der modernen Staatsmaſchinerie. Sie iſt 
in der allgemeinen öffentlichen Verwaltung tätig als Armen-, Baus, 
Bergs, Straßen-, Wege-, Eiſenbahn⸗, Strom-, Schiffahrts-, Hafen⸗ 
Waſßerpoltzel als Feld-, Forſt⸗, Jagd-, Fiſcherei⸗, Feuers, Shuls, 
Gewerbe- Prejje-, Markt-, Paß- und Fremdenpolizei, als Sahir 
heits-, Diehfeuchen-, Sitten- und Kriminalpolizei. Dieſe kleine 
Blütenleſe genügt ſchon als Bild der Vielgeſtaltigkeit der polizei- 
lichen Tätigkeit. y 

Die Polizei ift nach ihrer heutigen Organiſation einheit- 
Lidh ftaatlic. Die Hentralbehörde ſtellt der Minifter des Innern 
dar. Unter feiner Leitung wird fie gehandhabt von den Regierungs» 
präſidenten, Landräten und Ortspolizeibehörden (Bürgermeiſter kraft 
beſonderem ſtaatlichen Auftrag, Amtsvorſteher, Ortsvorſteher uſw.). 
Alſo auch die „ſtädtiſche“ Polizei iſt eine ſtaatliche Behörde. Wenn 
auch der Miniſter des Innern die zentrale Polizeibehörde bildet, ſo 
find doch auch andere Staatsminiſter an einzelnen Zweigen der 
Polizei beteiligt: die Berg-, Schiffahrts⸗ und Hafenpolizei und ein 
großer Teil der Gewerbepolizei unterſtehen dem Handelsminiſter, 
die Forſt⸗, Jagd», Fiſcherei⸗ und Viehſeuchenpolizei dem Landwirt⸗ 
ſchaftsminiſter, die Bau-, Armen- und Geſundheitspolizei dem Wohl- 
fahrtsminiſter, die Schulpolizei deutet auf den Unterrichtsminiſter 
und die Kriminalpolizei (ſoweit ihre Beamten als Hilfsbeamte der 
Staatsanwaltſchaft tätig ſind) auf den Juſtizminiſter hin. 

Die Tätigkeit der Polizei wird allgemein durch die Geſetze und 
Verordnungen des Reiches und der Länder beſtimmt. Daneben iſt 
die Polizei vermöge ihrer Befugnis, eigene Geſetze, (Polizeiverord⸗ 
nungen) zur Durchführung ihrer Aufgaben für die öffentliche Ruhe, 
Ordnung und Sicherheit zu erlaſſen, auch Geſetzgeber für allgemeine, 
lokal begrenzte Bedürfniſſe. Die Polizeibehörden können (für 
mehrere Regierungsbezirke in Preußen auch der Oberpräſident) 
unter Fuſtimmung des Provinzialrats, des Bezirks-, Kreis- oder 
Amtsausſchuſſes (in den Städten des Magiftrats) Polizeiver- 
ordnungen erlaſſen. (In Preußen bedürfen Polizeiverord« 
nungen, die zum Gebiet der Sicherheitspolizei gehören, nur der 
Begutachtung durch den Magiſtrat.) Die Polizeibehörden ſind ferner 
befugt, in einzelnen beſtimmten Fällen an einzelne Perſonen Gebote, 
Verbote oder Ermächtigungen zu erlaſſen, die man Polizei ⸗ 
verfügungen nennt. Serner können fie unmittelbaren 
mwang anwenden, wenn das zur Durchführung ihrer Anord- 
nungen notwendig ift. 

Gegen eine rechtswidrige oder willfürliche Handhabung der 
Polizeigewalt ift ausreichender Rechtsſchutz gewährt. Gegen Polizei 
verordnungen oder Strafen daraus können die ordentlichen Gerichte 
angerufen und gegen Polizeiverfügungen und Swangsandrohungen 
kann Beſchwerde bei den Auffichtsbehörden oder Klage bei den Der- 
waltungsgerichten erhoben werden, 

Die allgemeine Gliederung in Verwaltungs-, Schub» und 
Kriminalpolizei ift nur eine organiſatoriſche Teilung. In den 
Funktionen find die Grenzen zwiſchen ihnen fehr verwiſcht. Es iſt 
deshalb wichtiger, die Funktionen zu betrachten. 

Die Verwaltungspolizei ift kein beſonderes Organ der inneren 
Verwaltung, ſondern der Teil dieſer Verwaltungsfunktionen, die 
beſtimmt ſind, auf deren eigentlichen Gebieten die öffentliche Ord⸗ 
nung und Sicherheit aufrechtzuerhalten. Das klingt ſehr abſtrakt. 
Sie hat mit anderen Worten dafür zu ſorgen, daß der von Geſetz 
und Recht gewollte Juſtand durchgeführt und aufrechterhalten wird. 
Sie bezweckt den Schutz beſtimmter ſtaatlicher Verwaltungsgebiete 
(Berg-, Schiffahrts-, Forſt⸗, Straßenpolizei uſw. uſw.). Wem diefe 
Umſchreibung zu wenig ſagt, der tröſte fih damit, daß die Der- 
waltungspolizei begrifflich überhaupt nicht einzufangen iſt. 

Mehr als das Wirken der Verwaltungspolizei werden die Auf- 
gaben und die Tätigkeit der Sicherheitspolizei öffentlich 
wahrnehmbar. Die öffentliche Sicherheit zu bewahren heißt 
den Fuſtand aufrechterhalten, in dem die Geſamtheit ſowohl als der 
einzelne den Schutz und die Sicherung der vom Rechte anerkannten 
Intereſſen gegen Angriffe und Verletzungen finden kann. Dabei 
gilt die Einſchränkung, daß die Polizei dort nichts zu ſuchen hat, 
wo der einzelne ſich gegen Schädigungen zu ſchützen die rechtliche 
und tatſächliche Möglichkeit hat. Es ift außerordentlich ſchwer, in 
beſonderen Fällen die Grenzen einzuhalten, die das öffentliche 
Intereſſe gegen den Anſpruch abſcheidet, nicht bevormundet und in 
den privatrechtlichen Verhältniſſen nicht geftört zu werden. Während 
die Derwaltungspolizei den Schutz beſtimmter ſtaatlicher Derwal- 
tungsgebiete und -aufgaben bezweckt, obliegt der Sicherheitspolizei 
der Schutz vor Gefahren und Bedrohungen, die die Sicherheit der 
Staatsbürger und des Staates ſelbſt berühren. Die Unverletzlichkeit 
des allgemeinen Rechtszuſtandes zu wahren ift ihre Pflicht. (Schutz 
der politiſchen und bürgerlichen Freiheit und Abwehr der dem Staate 
und den Staatsregierungen drohenden Gefahren [politifche Polizei], 
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Schutz des Lebens, der Freiheit, des Eigentums und fonftiger 
Rechtsgüter gegen rechtswidrige Angriffe durch vorbeugende oder 
abwehrende Maßnahmen, Sicherung des öffentlichen Friedens und 
der Ruhe uſw. uſw.) 

Daneben gibt es die gerichtliche Polizei, die Kriminal⸗ 
polizei, die Funktionen der Strafrechtspflege zu erfüllen hat. 
Ihre Aufgabe iſt, ſtrafbaren Handlungen nachzugehen, die Täter zu 
ermitteln, zu verfolgen und feſtzunehmen. Die Bezeichnung Kriminal- 
polizei kennzeichnet ihren Charakter genügend. 

Ich hoffe, daß aus Vorſtehendem ein Eindruck vom Weſen der 
Polizei, von ihrer in tauſend Beziehungen des alltäglichen Lebens 
ſichtbaren Tätigkeit und ihrer Generalaufgabe gewonnen werden 
kann, den Tropfen Gl zu bilden, ohne den der komplizierte ſtaat⸗ 
liche, ſoziale, wirtſchaftliche und kulturelle Mechanismus eines 
Millionenvolkes mit feinen unzähligen Reibungsflächen nicht 
funktionieren kann. 

Daß dabei viel vermeintlicher und natürlich auch wirklicher 
Grund zu Beſchwerden und Unzufriedenheit übrig bleibt, liegt in 
der Natur der Menſchennatur überhaupt. Wenn einer über eine 
polizeiliche Maßnahme Hofianna ruft, gibt es häufig genug auch 
einen auf der anderen Seite, der darüber einen echten Horn im 
Leibe hat. 

Die Polizei kann es natürlich nicht allen recht machen. Der 
einzelne Polizeibeamte erſt recht nicht. Das Entſcheidende iſt, daß 
in der Polizei und in ihren Beamten der rechte Geiſt der Ver ⸗ 
antwortung gegenüber der Geſamtheit lebendig iſt. 

; Dieſer „rechte Geiſt“ hängt in feinem grundſätzlichen Weſen 
von der Konjtitution des Staates und des Staatsvolkes ab! Was 
heißt das? Im alten abſoluten Obrigkeitſtaat waren 
Staatsgewalt und Volkswille nicht identiſch. Die gewalthabende 
Obrigkeit war über die Untertanen eingeſetzt. Der Staatsorganis⸗ 
mus und ſeine Funktionen entſprangen dem abſoluten Willen der 
Obrigkeit. Das Volk hatte keinen Anſpruch auf politiſche Willens⸗ 
bildung hinſichtlich der Geſtaltung ſeines ſtaatlichen Schickſals. 
Es war ja die Summe der Untertanen, und der Untertan hatte 
der Obrigkeit zu gehorchen. Die Obrigkeit allein wachte über das 
Wohl der Untertanen. Was ihrem Schickſal und ihrem Gedeihen 
frommte, ordnete die Obrigkeit an. Die Behörden und die öffent- 
lichen Beamten waren über die Untertanen eingeſetzt und übten 


ihren Auftrag im Namen einer nicht verantwortlich zu machenden 
Gbrigkeit aus. Weſentlich anders ift es im Volksſtaat, wie er 
durch die Verfaſſung der deutſchen Kepublik begründet ift, Hier ift 
Staatsgewalt und Dolkswille identiſch. Das Volk ſelbſt ift der 
Staatskörper. Die Staatsgewalt geht vom Volke aus! Das Volk 
als ſouveräner Träger der Staatsgewalt ſchafft ſich ſelbſt durch 
Repräſentativſyſtem die Staatsleitung. Bei den Wahlen wird an 
einem beſtimmten Tage der Querſchnitt des Volkswillens ſichtbar 
und kann abgeleſen werden. Der einzelne Wähler überträgt ſeinen 
Anteil an der Souveränität auf die Dauer der Parlamentsperiode 
unwiderruflich auf einen Abgeordneten. Die Abgeordneten fon- 
trollieren die Regierung. Dieſe ſelbſt wird, z. B. im Reiche, vom 
Reichspräfidenten ernannt, der wiederum ſein Mandat von den 
Wählern hat, die für die Zeit der Präſidentſchaftsperiode ihren 
Souveränitätsanteil auf ihn übertragen haben. In Preußen und in 
anderen Ländern übt der Miniſterpräſident, der indirekt über die 
Abgeordneten gewählt wird, die oberſte Gewalt unter unmittelbarer 
Kontrolle durch das Parlament aus. Die Polizeibehörden mit ihren 
Beamten üben alfo im Volksſtaat ihre Tätigkeit kraft eines Auf- 
trages der Regierung, die in Vollmacht des Parlaments handelt, 
deſſen Abgeordnete Dollzugsorgane der politiſchen Willensbildung 
des Volkes ſind. 

Nach der ſtaatsrechtlichen Seite iſt alſo der „rechte Geiſt“ 
erkenntlich gemacht. Daraus ergeben ſich die weiteren Folgerungen: 
Die Polizei ift Dienerin des Geſamtwohls des Volkes; der Poltzei⸗ 
beamte iſt nicht Büttel, ſondern Schutz mann; der die Geſetze des 
Volkes achtende Staatsbürger ift mit Keſpekt und Höflichkeit zu 
behandeln; irrtümlich Fehlende müſſen auf den rechten Weg gelenkt 
werden; in der Führung ſoll die Polizei eine feſte, aber weiche 
Hand haben; wo aber Böswilligkeit zur Verletzung der im Auftrage 
des ſouveränen Volkes gegebenen Geſetze und Rechtsnormen leitet, 
muß mit harter Hand zugegriffen werden. 

Der Wille des Volkes prägt ſich in den Geſetzen aus. Die Ge⸗ 
ſetze ſind ſtarre Formulierungen. Das Volk iſt ein Organismus, der 
in ſeinen Lebensäußerungen eine dauernde Bewegung zeigt. Die 
Lücke zwiſchen der geſetzlichen Norm und den ewig neu quellenden 
Lebensäußerungen des Volkes auszufüllen, ift die ſchwerſte und 
vielleicht wichtigſte Aufgabe der Polizei. Des Volkes Wille ift das 
oberſte Geſetz! Die Polizei ift dazu mitberufen, ihm Achtung zu 
verſchaffen. 5 


a 


Die Not der jugendlichen Erwerbsloſen. 


Don Maria Hellersberg, Keichsgeſchäftsführerin im GDA., Mitglied des RWR. 


Erwerbsloſigkeit iſt 5 aema geworden. In den letzten 
Jahren zählt man in Europa Millionen von Arbeitsfähigen und 
Arbeitswilligen, die untätig bleiben, weil der vorhandene Wirtſchafts⸗ 
apparat ſie nicht braucht. Wirtſchaftstheoretiker aller Richtungen 
baben die Urſache für diefe Erſcheinung zu finden geſucht. Iſt es 
die Umſchichtung der Produktion, ift es die Rationaliſierung der 
Betriebe, iſt es ein durch Verarmung des Mittelſtandes vermehrtes 
Arbeitsangebot, iſt es die nationale Abſchließung der Wirtſchafts⸗ 
gebiete, iſt es der Kapitalmangel Europas oder find es alle dieſe 
Urſachen uns die diefe Zuftände herbeigeführt haben? 

Die Erforſchung der Urſachen eines Unglücks nutzen uns jedoch 
nur, ſoweit ſie abſtellbar ſind, und ſicher ſcheint, daß die Entwicklung 
der Wirtſchaft in Europa jetzt eine weſentliche Erweiterung des 
Umfanges der in ihr wirkenden Menſchenkraft ablehnt. Daß hierbei 
die Geldnot der Maſſe der Bevölkerung eine große Rolle ſpielt, weil 
ſie als Abnehmer von Produkten nicht auf dem Markt erſcheint, und 
daß die verbreitete und verlängerte Erwerbsloſigkeit dieſen Zuftand 
noch dauernd verſchlimmert, darüber etwas zu ſagen, erübrigt ſich. 
Erwerbsloſigkeit iſt tatſächlich die Urſache für Erwerbsloſigkeit. Sie 
ift faſt wie eine anſteckende Krankheit. 

Je verbreiteter aber die Erwerbsloſigkeit iſt, um ſo größer 
werden nicht nur ihre wirtſchaftlichen, ſondern auch ihre ſozialen und 
pſychologiſchen Schädigungen. Erzwungener Müßiggang iſt in Ken 
ſozialen und pſychologiſchen Wirkungen unendlich ſchlimmer als der 
Müßiggang aus freier Wahl. Das muß in erſter Linie in Betracht 
gezogen werden, wenn man die ſeeliſche Not der jugendlichen Er⸗ 
werbsloſen begreifen will, von der hier die Rede fein foll. 

Funächſt ein paar Zahlen, die den Umfang der jugendlichen 
Erwerbsloſigkeit zeigen: 

In’ den Berliner Berufsſchulen waren im Auguft 1926 
12 000 erwerbsloſe Schüler und Schülerinnen, von denen wieder 
55 v. H. der Jungen und 57 v. G, der Mädchen, mehr als die 
Hälfte, im Alter von 14—15 Jahren ſtanden. In Köln wurde feft- 
geftellt, daß von den Oſtern 1926 aus der Schule Entlaſſenen 5850 
in eine Lehre oder Arbeitsſtelle gekommen find, 4758 ohne Bes 
fmäftigung blieben. In Effen berichtete man Anfang Mai über 
2400 14= bis 18 jährige Jungen, die erwerbslos waren, 1240 im Alter 
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von 15—17 Jahren. Ahnliche Zahlen bringen die Berichte vieler 
großer und kleiner Städte, fie geben ein Bild der Lage, der wir 
. Tauſende von Kindern werden Herbjt und Oſtern 
aus der Schule entlaſſen, finden nirgendwo Arbeit, gewöhnen ſich 
ans Nichtstun und müſſen ſchließlich ihren unausgenutzten Be- 
tätigungsdrang irgendwo auslaſſen, wo ſie Unheil ſtiften. 

Es muß zugegeben werden, daß einige Städte ſich ernſtlich um 
die Löſung des Problems der jugendlichen Erwerbsloſigkeit ges 
kümmert haben. Düſſeldorf beſchäftigte tauſend ſonſt arbeitsloſer 
Jungen und mädchen teils mit Gartenarbeit im Anſchluß an ſeine 
vorbildliche Schulgarteneinrichtung, teils in handwerklichen, haus- 
wirtſchaftlichen und kaufmänniſchen Kurſen. Über die Erfahrungen 
mit den Gartenbaukurſen gibt die Schrift: „Erwerbsloſe Großſtadt⸗ 
jugend in Düſſeldorf, Erziehungsverfuh an erwerbsloſen Jugend- 
lichen“ Aufſchluß. Das Buch ift in Düſſeldorf im Verlag B. Tro- 
janski 1925 erſchienen und gibt wertvollſte Anleitung zu ähnlichen 
Einrichtungen. Nach einer 1926 im Herlag des Arbeitsamtes 
Düſſeldorf herausgekommenen Broſchüre ift man in Düſſeldorf aber 


nicht bei der Durchführung von Gartenbaukurſen ftehengeblieben; 


in Lehrgängen für Holz- und Metallbearbeitung, an denen die 
jungen gewerblichen Arbeiter teilnehmen, in N für 
kaufmänniſche Angeſtellte, in Haushalt» und Kinderpflegefurjen für 
die jungen weiblichen Erwerbslofen wird eine Fülle von not- 
wendigen Lebens- und Berufskenntniſſen vermittelt, die fih in einer 
allgemeinen hochwertigeren Arbeitsleiſtung ſpäter ſicher auswirken 
werden. Bedeutſam bei dieſen Kurfen if es, daß fie für die Er- 
werbslofen im Alter von 14—25 Jahren verpflichtend find und 
daß man am Schluß jedes Kurfes die Ablegung einer Prüfung ver- 
langt, deren Nichtbeſtehen zur erneuten Beteiligung an dem Lehr⸗ 
gang zwingt. 3 

Die Stadt Eſſen hatte in der Mitte des Sommers angeſichts 
ihrer Verantwortung für die Fahl von 5000 erwerbsloſen Jugend- 
lichen 300 000 M. zur Schaffung von Beſchäftigungseinrichtungen 
für dieſe Jugendlichen bereitgeſtellt. In Verbindung mit der in 
Effen beſtehenden Induſtrieſchule werden in großen Werkſtätten 
täglich Hunderte von Jugendlichen bei fachgemäßem Werkſtattunter⸗ 
richt beſchäftigt. Neben einer zentralen Werkſtatt für Metall⸗ und 


theoretiſchen Unterricht. 
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Holzbearbeitung find drei Werkſtätten kleineren Umfangs für Holz- 
bearbeitung, eine kleine Werkſtatt für Schlofferarbeiten und eine 
Werkſtatt für Radiobaftler da. In einer Schicht können 250 Jugend- 
liche unterrichtet und beſchäftigt werden, in einer Woche rund 1500. 
Die Beſchäftigung teilt ſich in praktiſche Arbeit und regelrechten 
Der Hauptzweck der Einrichtung beſteht 
darin, daß die Jugendlichen von der Straße kommen, mit der Gand- 
habung wichtiger Werkzeuge vertraut werden und formend und 


geſtaltend Freude an der Arbeit bekommen. Jugendliche, die mehr 


ntereſſe an der Gartenarbeit haben, finden in großen Schulgärten 


in Alteneſſen und Borbeck⸗Frintrop unter ſachkundiger Leitung ein 


großes Betätigungsfeld. Täglich wurden in dieſen beiden Gärten 
50 Jugendliche in der Garten- und Feldarbeit unterwieſen. 

Mit dieſen Einrichtungen hat man in Eſſen in den letzten 
Monaten 5000 Jugendliche beſchäftigt. Auch andere Städte (Stettin, 
Erfurt, Frankfurt a. M. feien nur als Beiſpiel genannt) haben fich 
um die Befchäftigung der jugendlichen Erwerbsloſen bemüht. 

Die Betreuung der arbeitslofen Jugendlichen hat man bisher 
den Städten und den örtlichen Erwerbsloſenfürſorgeſtellen über⸗ 
laſſen. Artikel 8 der Ausführungsvorſchriften zur Verordnung über 
Erwerbsloſenfürſorge vom 2. Mai 1925 (Keichsgeſetzbl. III S. 65) 
ſagt den Gemeinden, die berufliche Fortbildungskurſe für Jugend- 
liche einrichten, eine Erſtattung der Unkoſten aus Keichsmitteln bis 
zu 50 v. H. zu. Immerhin mußten die Gemeinden die übrige Hälfte 
det Koſten tragen. Der preußiſche Miniſter für Volkswohlfahrt 
hält in feinem Schreiben vom 30. April 1926 (III B 1308/26 III C) 
auch an 1 424 Prozentſatz feſt. Allerdings hebt dieſer Erlaß für 
ſogenannte Fach- und Werkkurſe, die dem augenblicklichen Bedürfnis 
des Arbeitsmarktes Rechnung tragen, für die Fälle, in denen nach 
Beteiligung an dem Uurſus eine baldige Vermittlung des Jugend- 
lichen in Arbeit vorauszufehen ift, die ſtarre Grenze der Fuſchüſſe 
auf. Aber auch hier muß die Gemeinde die Einrichtung allein 
treffen und einen erheblichen Teil der Kojten tragen. 

Am 29. November 1926 hat der Reichsarbeitsminifter ein neues 


. Rundfchreiben an die oberften Landesbehörden für Erwerbslofen- 


fürforge und die preußiſchen Minifter für Volkswohlfahrt, Handel 
und Gewerbe, Wiſſenſchaft, Kunſt und Volksbildung und das 
badiſche Finanzminiſterium herausgegeben, in dem auf die früheren 


Erlaſſe über die Einrichtung von Fortbildungskurſen für die Jugend- 


lichen hingewieſen und eine ſtärkere Bereitſtellung von Keichsmitteln 
zugeſagt wird. Für Fach- und Werkkurſe wird die . 
von 50 v. H. aufgehoben. Auch für ſolche Jugendlichen, die auf 
Grund der Erwerbsloſenfürſorgeverordnung nach $ 5 nicht unter⸗ 
ſtützungsberechtigt find, für die Jugendlichen zwiſchen 14 und 
16 Jahren werden Mittel zugeſagt. Der öffentliche Arbeitsnachweis 
der Gemeinden foll nach dem Rundfchreiben des Reichsarbeits- 
miniſters zur Einrichtung der Kurſe einen Unterausſchuß wählen, 
der mit ſachverſtändigen Beratern, vor allem Vertretern des Jugend⸗ 
amtes, der Berufsfchulverwaltung, der Organe der beruflichen Selbſt⸗ 
verwaltung und der gemeinnützigen Verbände, beſetzt wird. 

Sur Hilfe für die jugendlichen Erwerbsloſen wird bisher etwas 
getan an den Stellen, wo die Gemeinde die notwendige Einſicht hat 
und in der Lage ift, Mittel zur Verfügung zu ſtellen. 

Die Tatſache aber, daß vorausſichtlich noch auf längere Zeit, 
wahrfcheinlich bis fich bei den Zahlen der Schulentlaſſenen die Wir- 
kungen des Geburtenrückganges zeigen, Jugendliche in großer Fahl 


nach Abgang aus der Schule nicht in Arbeit kommen, muß die Der- 
anlafjung dafür fein, daß man ſich mehr als es bisher geſchehen mit 
der Frage befaßt, was für diefe jungen Menfchen Umfaſſendes getan 
werden foll. Hier ſtehen wir nicht nur vor einem wirtſchaftlichen, 
ſondern vor einem volfserzieherifchen, vor einem kulturellen Problem. 

Es iſt der Gedanke ausgeſprochen worden, man möge für die 
ſchulentlaſſenen Kinder, die nicht in Arbeit unterkommen, eine Der- 
längerung der Schulzeit durchführen: ein gar nicht von der Hand 
zu weiſender Gedanke, wenn er nur richtig ausgeführt wird. Bei 
einer derartigen verlängerten Schulzeit muß darauf Rückſicht ge- 
nommen werden, daß die jungen Leute damit gerechnet haben, vom 
Seitpunkt ihrer Schulentlaſſung aus zur praktiſchen Betätigung zu 
kommen. Dieſes Schuljahr müßte aljo ein Arbeitsſchulſahr im 
weiteſten Sinne des Wortes fein; praktiſche handwerkliche Betätigung 
müßte mit den theoretiſchen Erörterungen abwechſeln, den Mädchen 
könnten die dringend notwendigen Kenntniffe in Haus wirtſchaft, 
Geſundheits⸗ und Kinderpflege vermittelt werden neben Vorkennt ; 
niſſen zu einem ſpäter zu ergreifenden Beruf. 5 

Bei Aufſtellung und Durchführung der Pläne müßten Wirt- 
ſchaftler und Schulmänner, müßten Arbeitsminiſter und Innen- 
miniſter, müßten Erwerbsloſenfürſorgeſtellen und Schulbehörden 
zuſammen wirken, damit das Richtige, den Derhältniffen Angepaß te 
geſchieht. Bedingung bei ſolchen Fortbildungsklaſſen müßte es aller- 
dings ſein, daß der Jugendliche ausſcheidet, wenn ſich für ihn eine 
geeignete Arbeit findet. 

Die bisher aufgenommenen Bemühungen um Unterbringung 


has Arbeitskräfte in die Landwirtſchaft ſollten durch die vor⸗ 


geſchlagenen Einrichtungen nicht unterbrochen werden. Aber auch 
dieſe aßnahmen müſſen unter Berückſichti ung der erziehlichen 
Verantwortung durchgeführt werden. s 5 wichtig, wer die 
jungen Leute in die ländlichen Arbeitsſtellen vermittelt, es iſt 
wichtig, wie ſie dort untergebracht werden und wer ſie beau tchtigt. 
Die deutſche Landwirtſchaft hat Verwendung für viele an 
deutſcher Arbeitskräfte, jetzt ganz beſonders, ſeitdem ihr das Reich 
50 000 ausländiſche Wanderarbeiter weniger genehmigt hat als in 

üheren Jahren. Man hofft auch, mit der Vermittlung der Jugend⸗ 
ichen aus den Städten dem Land eine Anzahl ſeßhaft werdender, 
notwendiger Hilfskräfte zu vermitteln. Die Vermittlung muß aber 
darauf bedacht ſein, daß die Qualität der Arbeitskräfte durch ges 
eignete Unterbringung erhalten und erhöht wird. Es ift not- 
wendig, daß die Landwirtſchaft fih jetzt ſchon immer der volfs- 
erzieheriſchen Verantwortlichkeit bewußt ift, die fie übernimmt bei 
Aufnahme vieler Tauſender von jungen Menfchen in ihre Betriebe. 
Auch hier ſcheint es notwendig, daß unter Führung des Reihs- 
arbeitsminiſteriums großzügige Vorkehrungen As werden, die 
den notwendigen Schutz der Jugend gewährleiften. Dann aber kann 
die ausgedehnte Vermittlung der Jugendlichen von den Städten auf 
das Land zum Nutzen für ſie und zum Vorteil für die deutſche Land⸗ 
wirtſchaft ausſchlagen. 

Die veränderten Wirtfchaftsverhältniffe machen eine abgeänderte 
Methode notwendig, die heranwachſenden Kräfte auf die Betätigung 
in der Hr vorzubereiten und ‚fie in die Wirtſchaft einzu» 
ſpannen. Je beſſer wir verſtehen, das Steuer in der neuen fahrt- 
richtung umzuwerfen, um ſo beſſer werden wir als Volk über die 
Schwierigkeiten, die jede Wirtſchaftsumſtellung mit ſich bringt, 
hinwegtommen. 


— Zur Zeitgeſchichte —— 


Amerika und die Abrüſtung. 


Mit ſeiner Anfang Februar dieſes Jahres erfolgten Einladung 


an die großen Marinemächte der Welt, Großbritannien, Japan, 


Frankreich und Italien, zu einer Einigung über maritime Rüftungs- 
befchränfungen Ju kommen, knüpft Präfident Coolidge an das 
Werk feines Vorgängers Harding an, in deſſen Amtsperiode die 
bekannte, jetzt ſchon hiſtoriſch gewordene Seeabrüſtungskonferenz 
von Wajhington fiel, die vom November 1921 bis zum Januar 1922 
dauerte. Die gedankliche und parlamentariſche Jnitiative dazu war 
von dem ſehr rührigen und ideenreichen Senator Borah ausgegangen, 
der ſich in erſter Linie von ſteuerpolitiſchen Erwägungen leiten ließ 
und erklärte, es fei ein Verbrechen an der Menfchheit, daß die großen 
im Kriege verbündeten Staaten ihre Völker bei dem Wettrüſten 
zu Tode beſteuerten. Das amerikaniſche Volk, im glücklichen Genuß 
ſeiner natürlichen Grenzen und ſeiner wirtſchaftlichen Überlegenheit, 
feit Gründung der Union ohne nennenswert gefährliche Nachbarn, 
aus feiner puritaniſchen Gefühls- und Dorftellungswelt heraus fidh 
inſtinktiv als Träger einer gewiſſen idealen Weltmiſſion fühlend, 
begrüßte dieſe Initiative ſeiner Staatsmänner und war der Ideologie 
des Abrüſtungsgedankens und der daraus erhofften Weltbefriedung 
ſehr zugänglich. Dieſe Stimmung gab den amerikaniſchen Der- 
anſtaltern und Delegierten der Konferenz von Wafhington trotz der 
vielen Wechſelfälle und teilweiſen Mißerfolge ein ſtarkes moraliſches 


Rückgrat. Abgefehen von den andern weltpolitiſchen programm- 
punkten der Konferenz blieb ſchließlich als ſichtbares Reſultat das 
auf zehn Jahre vorgejehene Fünf⸗Mächte⸗Abkommen über die Efn- 
ſchränkung des Baues von Groß kampfſchiffen (Verhältnis von 
5:5:3:1,75:1,75 für die Vereinigten Staaten, England, Japan, 
Frankreich und Italien). Frankreich, das die Behandlung der 
urſprünglich in Ausſicht genommenen Frage der Kandabrüſtung auf 
der Konferenz völlig ablehnte, und Italien verhinderten damals, daß 
ein Beſchluß über die Einſchränkung im Bau von Kreuzern und 
Unterſeebooten zuſtande kam, fo daß das Werk von Waſhington nur 
ein Torfo blieb. 

Im Frühjahr 1924 nahm der Kongreß dann erneut einen 
Beſchluß zur Einberufung einer neuen Konferenz fez allgemeine 
Marineabrüſtung an, um alle Fragen, die auf der erſten Konferenz 
nicht gelöſt werden konnten, zu erörtern. Damals hielt Coolidge, 
der inzwiſchen Hardingas Nachfolger geworden war, den günſtigen 
Seitpunkt für noch nicht gekommen, weil er erft eine beſſere Löſung 
der Reparationsfrage, die er in engem Fuſammenhange mit den 
Rüftungsproblemen der europäifhen Mächte fah, abwarten wollte. 
Ende 1924 fette dann auch jener fatale Zwiefpalt in der Abrüftungs- 
frage zwiſchen Völkerbund und der amerikaniſchen Regierung ein. 
Die amerikaniſche Regierung gab unzweideutig zu verſtehen, daß ſie 
durch den vom Dölkerbunde angemeldeten Anſpruch, die Abrüſtungs⸗ 
frage als Monopol in die Hand zu nehmen, ſtark überraſcht ſei, 
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und zog ſich für eine Weile ſchmollend zurück. Das Ziel einer neuen 
Konferenz gegen das maritime Wettrüſten verlor ſie dabei aber nicht 
aus dem Auge. Im März 1925, nachdem Coolidge als neugewählter 
Präſident ſein Amt angetreten hatte, ſetzte wieder eine neue energiſche 
Abrüſtungswelle von Wafhington aus ein, auch diesmal wieder mit 
ſteuerpolitiſchen Motiven verknüpft. Aber noch ſchien die Zeit nicht 
reif zu ſein. Vor allem wirkte die kühle Haltung Frankreichs auch 
diesmal wieder ernüchternd, und Coolidge wartete weiter ab. 

Wenn er jetzt den Zeitpunkt für gekommen erachtet, die niemals 
abgeriſſenen, nur zeitweiſe lofe hängenden Fäden wieder auf- 


zunehmen, ſo leitet ihn dabei ausgeſprochenermaßen in erſter Linie 


die Enttäuſchung über das Fiasko der Genfer Vorbereitungs- 
kommiſſion, ein Fiasko, das es Coolidge ermöglicht, wieder die 
zäh umſtrittene Initiative an ſich zu ziehen. Als praktiſcher 
Politiker läßt er ſich nicht von der ideellen Forderung „Alles oder 
nichts“ leiten, ſondern will einen konkreten Anfang mit einem Teil 
der Rüftungsmafchinerie, der Marine, machen und das in Wafhington 
begonnene Werk nach der Seite der Einſchränkung des Baues von 
Kreuzern, Zerftörern und U-Booten abrunden. Deutſchland begrüßt 
dieſe Initiative aufs wärmſte als einen hoffnungsvollen Schritt auf 
dem Wege zu einer, wenn auch noch fo ſchwachen Annäherung an 
die Weltabrüſtung, auf welche Deutſchland als einziges voll ab- 
gerüſtetes Land einen rechtlichen und moraliſchen Anſpruch zu haben 
glaubt. Selbſt wenn, wie ſchon jetzt vorauszufehen ift, die Wider- 
Bun bei den beiden Mittelmeermächten beträchtlich fein werden und 
vielleicht aus dem Fünf⸗Mächte⸗Abkommen nur ein Abkommen 
zwiſchen drei Mächten, England, den Vereinigten Staaten und Japan, 
werden mag, ſo kann ſich Präſident Coolidge im Urteil aller auf den 
Frieden der Welt bedachten wohlmeinenden Elemente, auch wenn 
nicht alle Blütenträume reifen, mit der Genugtuung tröſten: 
in magnis voluisse sat est. 


das deutſch-ſranzöſſſche handelsproviſorlum. 


Bekanntlich wird zwiſchen der franzöſiſchen und der deutſchen 
Regierung ſchon feit langer Zeit über den Abſchluß eines Handels- 
vertrages verhandelt. Nachdem Deutſchland am 10. Januar 1925 
nach Ablauf der fünfjährigen Friſt, während der es ſich auf Grund 
des Derfailler Vertrages zur Meiſtbegünſtigung aller Unterzeichner 
des Derfailler Vertrages ohne Gegenſeitigkeit verpflichten mußte, 
ſeine handelspolitiſche Freiheit wiedergewonnen hatte, mußten 
natürlich auch die deutſch⸗franzöſiſchen Handelsbeziehungen eine 
neue Grundlage erhalten. Nach langen Verhandlungen wurde vor 
5 Monaten ein Handelsproviſoriüm abgeſchloſſen, das für eine 
eſchränkte Anzahl von Waren Kontingente mit Sollerleichterungen 
feſtſetzte. Während der ſechsmonatlichen Friſt hoffte man zu einem 
definitiven Zandelsvertrage zu kommen. Das ift nicht gelungen, und 


zwar deswegen, weil ſich die Grundlagen dafür auf der franzöſiſchen 


Seite nicht ſchaffen ließen. Auf deutſcher Seite ſind diefe Grund- 
lagen vorhanden. Sie heißen; ſtabile Währung und Holltarif; beides 
fehlt in Frankreich. Wenn auch die franzöſiſche Währung ſeit einigen 
Monaten ſtabil iſt, ſo iſt eine definitive „ noch nicht 
erreicht. Andererſeits ift der neue franzöſiſche Holltarif, der ſchon 
Anfang Oktober letzten Jahres der franzöſiſchen Kammer vorgelegt 
werden ſollte und auf Grund deffen fih dann die Handelsvertrags⸗ 
verhandlungen entwickeln ſollten, noch immer nicht dem franzöſiſchen 
Parlament vorgelegt und deshalb auch noch nicht dem deutſchen 
Derhandlungspartner zugänglich. Wie man hört, foll das nun aber 
in allernächſter Seit gefchehen, fo daß mit der Aufſtellung der geden» 
ſeitigen Wunſchliſten und der Verhandlungen der einzelnen Tarif- 
poſitionen begonnen werden könnte. : 

Nun läuft aber am 21. Februar das proviſoriſche Handels- 
abkommen ab. Wenn man nicht zu einem vertragsloſen Fuſtand, der 
einem handelspolitifchen Konflikt ſehr ähnlich geweſen wäre, gelangen 
wollte, blieb nichts anderes übrig als das Handelsproviforium zu 
verlängern. Das tft denn auch noch rechtzeitig gelungen. Die Haupt- 
ſchwierigkeit dabei war, daß die franzöſiſchen Weinproduzenten fich 
ſehr regten und alles in Bewegung ſetzten, um den Wein in das 
Handelsproviſorium, in dem er bisher keine Beachtung gefunden 
hatte, irgendwie hineinzubringen. Die franzöſiſche Forderung ift, 
für franzöſiſche Weine die Meiſtbegünſtigung, d. h. dieſelben Joll- 
erleichterungen zu erhalten, die ſpaniſche und italieniſche Weine in 
den Handelsverträgen, die Deutſchland mit dieſen Ländern ab- 
geſchloſſen hat, erhalten haben. Selbſtverſtändlich könnte ein der⸗ 
artiges für Frankreich außerordentlich wertvolles zollpolitiſches 
Zugejtändnis, wenn die Lage des deutſchen Weinbaues es Überhaupt 
ermöglichen ſollte, nur gegen entſprechende franzöſiſche Fugeſtändniffe 
erfolgen. Dieſes Fugeſtändnis jhon in das gegenwärtige Provi- 
forium aufzunehmen, hätte bedeutet, daß Deutſchland fih für die 
endgültigen Handelsvertragsverhandlungen eines der wichtigſten 
Kompenfationsobjefte entledigt hätte. Das hat man auf franzöſiſcher 
Seite ſchließlich eingeſehen und hat in die Verlängerung des 
ſoriums auch ohne Eingliederung des Weines gewilligt. 

Die Verlängerung des Handelsproviſoriums zeigt jedenfalls, daß 
die beiderſeitigen Bemühungen um eine handelspolitifhe Verſtändi⸗ 
gung zwiſchen beiden Ländern mit Eifer und Erfolg fortgeſetzt werden. 
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trovis - 


von der wirtſchaftlichen Bedeutung mnferee 
Liſcherei. 


Was die deutſche sana im Rahmen der gefamten Doltswirt- 
ſchaft bedeutet, darüber beſteht in weiteſten Kreiſen eine beklagens⸗ 
werte Unkenntnis. Beklagenswert vor allem deshalb, weil hier eine 
wichtige Ernährungsquelle unſeres Volkes durch den deutſchen Der- 
braucher unterſchätzt und arg vernachläſſigt wird. Ein Vergleich 
mit dem Fleiſch konſum ift aufſchlußreich: beträgt dieſer pro Kopf 
der Bevölkerung etwa 47 Kilogramm im Jahr, ſo beſchränkt ſich der 
Derbraud an Seefiſchen in Deutſchland auf nicht mehr als 
höchſtens 8 Kilogramm pro Kopf, ein Verbrauch, der von andern 
Seefiſcherei treibenden ändern weit übertroffen wird. Es ift eine 
unbezweifelbare Tatſache: die Kenntnis vom Wert der Fiſche als 


Nahrungsmittel und von der Bedeutung der Fiſcherei im deutſchen 


Wirtſckaftsleben hat fih bei uns noch lange nicht in dem wünſchens⸗ 


Deutscher Fischfang und Fischverbrauch 
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werten und volkswirtſchaftlich notwendigen Umfang durchgeſetzt, 
und die Notlage unſerer heimiſchen Fischerei, die weſentlich Fee 
Erträge bei einer Behebung der Abſatzſchwierigkeiten zu liefern ime 
ſtande wäre, erklärt fih zum großen Teil aus dieſer Tatſache. 
welchen Anteil daran auch die auf dieſem wie auf anderm Gebiet 
fih bekundende Vorliebe des deutſchen Konſums für aus- 
ländiſche Erzeugniſſe hat, das iſt ein beſonderes Kapitel, das 
hier nur kurz geſtreift werden mag. x 

Der von dem Reichsminiftertum für Ernährung und Landwirt- 
ſchaft herausgegebene umfaſſende Jahresbericht über die deutſche 
Fiſcherei (für 1925) führt uns die allgemeine wirtſchaftliche Lage 
der einzelnen Zweige unſerer Fiſcherei, die fih in See- und 
Binnenfiſcherei gliedert, klar vor Augen. Ihre Bedeutung 
ergibt fih aus der Aneinanderreigung einiger weſentlicher Zahlen. 

Funächſt die Zeefiſcherei. Dabei tft der gegenüber dem 


Vorkriegsſtand nicht unweſentlich geſtiegene Fang hervorzuheben. - 


Im Jahre 1928 betrug der in Deutſchland gelandete 
Fang unſerer Sees und Küſtenfiſcher 215 Millionen 
Kilogramm im Werte von 55 Millionen Reichsmark (wozu noch 
rund 52 Millionen Kilogramm Fiſche kommen, die von deutſchen 
Fiſchdampfern direkt im Auslande gelandet wurden). An dieſem 
Fang war eine Flotte von 595 Dampfern, 160 Heringsloggern, 
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129 Hochſeekuttern und rund fi 
Demgegenüber betrug der deutſche Seefiſchfang im letzten Ea 
triegsjahr (1915): rund 184 Millionen Kilogramm im e 
von 45,8 Millionen Mark. { ; 

Trotz dieſer großen Fangmengen erreichte unfere Ein fuhr an 
friſchen und zubereiteten Seefiſchen — in der Bauptſache ae 
Heringen — im Jahre 1925 die Höhe von etwa 348 Millionen Kilo- 
gramm im Werte von 127 Millionen RM., gegenüber einer Uus- 
5 von annähernd 15 „ ſo daß der Einfuhrüber⸗ 
ſchuß nahezu 115 Millionen RM. betrug. Ä 
7 . Seefiſcherei ift die deutſche Binnenfiſcherei in 
ihrer volkswirtſchaftlichen Bedeutung nicht zu unterſchätzen. Der Fiſch⸗ 

ang in den deutſchen Binnengewäſſern (Seen, Teichen, fließenden 
Gewäſſern) hat im Jahre 1925 einen — allerdings nur ſchätzungs⸗ 
weiſe zu ermittelnden — Ertrag von 128 Millionen Kilogramm im 
Werte von 150 Millionen RM, ergeben. Es erhellt daraus, wie 
falſch eine häufig anzutreffende Unterſchätzung unſerer Binnen⸗ 
fiſcherei iſt, und wie en jie 5 3 Bedeutung dieſes 
weigs der deutſchen Fiſcherei gerecht wird. \ . 
a Sehr 3 e die Zukunft der Binnenfiſcherei wird vor 
allem die Entwicklung der Abwäſſerklärung ſein. Bier liegt 
ein Gefahrenpunkt von nicht zu unterſchätzender Wichtigkeit. Die 
Verunreinigung unſerer Binnengewäſſer hat im 
Jahre 1925 einen derartigen Grad erreicht, daß bei einer Fortdauer 
dieſes Fuſtandes oder gar bei geſteigerter Verſchmutzung der Waſſer⸗ 
läufe die begründete Gefahr beſteht, daß wir in 10—20 Jahren in 
Deutſchland keine Binnenfiſcherei mehr haben werden, aus dem ein ⸗ 
fachen Grunde, weil dann für Flußfiſche überhaupt keine Exiſtenz⸗ 
bedingungen mehr vorhanden ſein werden. 


deutſche Entwaffnung und allgemeine Entwaffnung. 


Der belgiſche Außenminiſter Vandervelde hat am 15. Febr. in 
der belgiſchen Zweiten Kammer in Beantwortung einer Inter⸗ 
pellation über die Aufhebung der Militärkontrolle eine ausführliche 
Rede gehalten, in der er feine Gedanken über Militärkontrolle, 
Sicherheitsfrage, frühere Räumung des Rheinlandes und Ent- 
waffnung darlegte. Er vertrat dabei den völkerrechtlich einzig 
korrekten Standpunkt, daß die Zurückziehung der Militärkontroll⸗ 
kommiſſion, nachdem Deutſchland die im Verſailler Vertrag vor- 
geſehene Entwaffnung vollzogen habe, unvermeidlich geweſen und das 
Gegenteil vertragswidrig geweſen wäre. Binfichtlich der früheren 


Politiſches Jahrbuch 1926. Unter Mitwirkung zahlreicher Ab- 
geordneter, herausgegeben von Univerſitätsprofeſſor Dr. Georg 
Schreiber, M. d. R. Dolksvereins-Derlag, M.⸗Gladbach, 1927. 
652 S. Preis geb. 7,50 RM. 


Der deutſche Parlamentarismus bedarf noch ſehr der literariſchen 
Prägung. Parlamentswiſſenſchaftliche Arbeiten ruhen hier und da 
in den Händen einiger Staatswiſſenſchaftler. Vor allem fehlt es an 


größeren zuſammenfaſſenden Arbeiten, die in periodiſcher Regel⸗ 


mäßigkeit die Geſamtarbeit des Parlaments darlegen. Solche lite 
rariſchen Rechenſchaftsberichte ſollten aus dem Parlamente ſelbſt 
hervorgehen, denn für den Nichtparlamentarier ift es ſchwer, das 
parlamentariſche Geſamtmilieu zu erfaſſen, intimere Füge im Stadium 
eines Geſetzentwurfs oder in dem Verhandlungsknäuel einer 
Kabinettstrife herauszuarbeiten. 

Solche Arbeiten aus dem Parlament werden ſtets mit befonde- 
rem Intereſſe begrüßt werden. In dieſer Hinſicht verdient das 
deutſchnationale Handbuch „Politiſche Praxis“ alle Beachtung. Bier 
iſt heute auf das „Politiſche Jahrbuch 1926“ hinzuweifen, das ſchon 
deswegen beſonderes Sue beanfpruchen darf, weil es bereits 
den zweiten Rechenfchaftsbericht einer größeren Parlamentsgruppe 
darſtellt. Don dem 1. Jahrgang unterſcheidet es fih nicht bloß durch 
ſeinen außerordentlich erweiterten Umfang und durch die größere 
Jahl der Mitarbeiter, ſondern auch dadurch, daß es mehr als im 
Vorjahre den Tatſachen des politiſchen Geſchehens grundſätzliche 
Erörterungen an die Seite ſtellt. 


Sämtliche mitarbeiter (die Abgeordneten: Allekotte, Andre, 
Blum, Brauns, Brüning, Deſſauer, Erſing, Eſſer, Gerig, v. Guérard, 
Groß, Imbuſch, Joos, Kaas, Krone, Lammers, Schetter, Schulte, 
Stegerwald, Teuſch, Tremmel, Ulitzka, Weber, Wegmann) ſtehen in 
der politiſchen Werkſtatt und haben den Dorteil einer geſchloſſenen 
Weltanſchauung. Was die Gliederung des Stoffes betrifft, behandelt 
Kaas die Außenpolitik des Reiches, Schreiber die Innenpolitik, 
v. Guérard das beſetzte Gebiet und Ulitzka die Oftfragen. Finanz ⸗ 
und Wirtſchaftspolitik erörtern: Erſing (Reichsetat und Reichs 
finanzen), Schetter (Abſchluß der Aufwertungsgeſetzgebung d), 
Deſſauer (Die Wirtſchaftspolitik), Lammers (Deutſche Wirtſchafts⸗ 


12 000 Küftenfahrzeugen ange 


Räumung des Rheinlandes erkannte Dandervelde an, daß bei einer 
großzügigen Interpretation des Art. 331 des Derfailler Vertrages 
die frühere Räumung des Rheinlandes erwogen werden könne, 
knüpfte daran allerdings Bedingungen, wie die der Einrichtung einer 
dauernden Kontrolle der entmilitarifierten Jone, auf die Deutſchland 
nicht eingehen kann, da fie eine im Derfailler Vertrag nicht gerecht- 
fertigte Beſchränkung der deutſchen Souveränität bedeuten würde. 


Der wichtigſte Punkt der Erklärungen Danderveldes bezieht ſich 
jedoch auf die Entwaffnungsfrage. Er erklärte dazu folgendes: 
„Deutſchland rechnet nach ſeinem Eintritt in den Völkerbund darauf, 
anläßlich des Zuſammentritts der Ar fal in Aube die Be⸗ 
ſtimmungen des Derfailler Vertrages für f in Anfpruc zu nehmen, 
die für es günſtig find. Wir ſtehen künftig vor folaendem Dilemma: 
Entweder die anderen Mächte müſſen ihre militäriſchen Kräfte im 
Verhältnis zum Umfang der Reichswehr vermindern oder der 
Friedensvertrag wird hinfällig und Deutſchland fordert für ſich das 
Recht, Streitkräfte zu beſitzen, mit denen es ſein Gebiet verteidigen 
kann. Gegenüber ſolchen Tatſachen drängen ſich zwei Schlußfolge⸗ 
rungen auf, die eine bedeutet, daß Kontrollmaßnahmen ſehr wenig 
wirkſam ſind, die zweite geht dahin, daß die Entwaffnung entweder 
allgemein oder gar nicht ſein muß.“ 


Die Bedeutung dieſer Erklärung Danderveldes ſpringt in die 
Augen. Zum erſtenmal hat ein verantwortlicher Staatsmann der 
Entente mit aller Klarheit und Offenheit ſich auf den Boden des 
Verſailler Vertrages geſtellt, wie er in der Einleitung zu Abſchnitt 5 
des Vertrages präzifiert ift. Dort wird nämlich die deutſche Ent- 
waffnung ausdrücklich als Beginn und Vorbedingung der allgemeinen 
Entwaffnung präziſiert. Dandervelde hat als erſter Staatsmann der 
Entente anerkannt, daß die Vollendung der deutſchen Entwaffnung 
die Forderung auf die Entwaffnung der anderen als einen klaren 
Rechtstitel nach fih zieht, bzw. daß die deutſche Entwaffnung ihre 
moraliſche und rechtliche Grundlage verliert, wenn ihr die allgemeine 
Entwaffnung nicht ſehr bald folgt. Für die zukünftige Entwaffnungs⸗ 
konferenz iſt dieſes Bekenntnis Danderveldes von außerordentlicher 
Wichtigkeit. Es iſt eine Beſtätigung des ja einwandfrei aus dem 


. Derfailler Vertrag fich ergebenden deutſchen Standpunktes, daß die 


deutſche Entwaffnung nur eine Dorleiftung Deutſchlands iſt, die die 
Entwaffnung der anderen in gleichem Mtaßſtabe nach fich ziehen 
muß. Sie iſt eine Anerkennung des Prinzipes der Gegenſeitigkeit 
und der Gleichberechtigung Deutſchlands auf dem Gebiete der 
militäriſchen Rüſtungen. 


Blick in die Bücher 


politik und Weltwirtſchaft). Die gandwirtſchaftsfrage erörtert Blum, 
die Mittelſtandsfrage Eifer, Grundſätzliches über den deutſchen 
Arbeiter und den deutſchen Staat Stegerwald. Die Sozialfragen 
behandeln: Andre (Arbeitsloſigkeit und Ermerbstofenfünferge) und 
Frau Teufh (Soziale Fürſorge). Gerig 3 Kriegs- 

beſchädigten⸗ und Angeſtelltenfragen. Einen großen Überblid bringt 

Reichsminiſter Brauns über die Sozialpolitik vor und nach dem 

Kriege. Imbuſch widmet fih dem Reichsknappſchaftsgeſetz vom 

1. Juli 1926. Tremmel unterſucht die Wohnungsfrage, Allekotte 

Beamtenfragen und Schreiber Beamtenbildungsbeſtrebungen. Einen 

großen Abſchnitt umfaßt die von Schreiber erörterte Kulturpolitik, 

die im beſonderen auch die großen wiſſenſchaftlichen Inſtitute des 

Reiches berückſichtigt. Von dem gleichen Verfaſſer ſtammen auch die 

Grundfragen der Auslandskulturpolitik. Stark in den Vordergrund 

des politiſchen Sehens iſt die Jugend gerückt durch die Abhandlüngen 

von Frau Weber (Der geſetzliche Kampf zur Bewahrung der Jugend 

vor Schund⸗ und Schmutzliteratur), Joos (Don der Sinnesart unſerer 

heutigen 95 und Krone (Das politiſche Bild der be 

Jugendbewegung). Auch das politiſche Bildungsweſen erhält einen 

ſtarken Akzent durch Schreiber (Das Bildungsweſen der politiſchen 

Parteien) und Stegerwald (Die politiſche Bildungstätigkeit der 

Gewerkſchaften). Der Medizinalpolitik dienen die Aufſätze von 

Schreiber über Geſundheitspolitik und von Frau Weber über den 

geſetzlichen Kampf gegen Alkoholmißbrauch. Die Rechtsfrage behan- 

delt Wegmann, die Auseinanderſetzung mit den ehemals regierenden 

Fürſten Schulte. Die Verkehrspolitik erörtert Groß, die Finanz⸗ und 

Steuerpolitik in umfaſſendem Maße Brüning. Am Schluß des 
Buches bietet Schreiber eine ausgezeichnete Bücherkunde der 

Baperiſchen Volkspartei und der Deutſchen Demokratiſchen Partei. 

Hervorzuheben ift auch das 50 Spalten umfaſſende Sachregiſter. 

Auch der politiſch Andersdenkende wird dieſem Buche die ernſt⸗ 
hafteſte Aufmerkſamkeit entgegenbringen. Es verdient in der Tat 
die ſtärkſte Beachtung mit Kückſicht auf. das gewaltige Material, das 
im allgemeinen in einer ausgezeichneten, fih weit über den Stoff 
ergebenden Darſtellung geformt ift. Alles in allem ſtellt diefe Jahres ⸗ 
ſchau eines der bedeutendſten Bücher der politiſchen Literatur der 
letzten Jahre dar. Rol. 


81 


Der Heimatdienft 


ERTEILT TEEN ET EEEN E EEE EEE EEE EEE SEE a 


Friedrich Ebert, Schriften, Aufzeichnungen, Reden. 2 Bde. Derlag 
Carl Reiner, Dresden. 384 S. und 357 S. Geb. 15 M. 

Es ift dies das erſte größere literariſche Denkmal, das dem erſten 
deutſchen Keichspräſidenten Friedrich Ebert geſetzt wird, aus feinen 
eigenen Werken. Wir verfolgen ſein Leben an Hand ſeiner eigenen 
Deröffentlihungen von dem Beginn feiner politiſchen Laufbahn bis 
u ihrem tragiſchen Ende: von feinen erften politifchen Schritten in 

remen als Parteivorſitzender und Arbeiterſekretär an über feine 

Vorſtandstätigkeit im ſozialdemokratiſchen Parteivorſtand und als 
Reichstagsabgeordneter bis zum Amt des Dolksbeauftragten und 
ſchließlick des Reichspräſidenten hin. Rein hiſtoriſch entſteht fo 
eine Reden- und Schriftenſammlung, die neben Streſemanns hier 
ſchon beſprochener analogiſcher Sammlung als zweites wichtigſtes 
Quellenwerk der jüngſten Geſchichte hintritt. 

Außerordentlich intereſſant find in dieſem Fuſammenhang die 
bisher kaum gekannten, hier zuſammengetragenen ſozialpolitiſchen 
Studien und Erhebungen des damaligen Arbeiterſekretärs Friedrich 
Ebert in Bremen, die bereits eine ſtarke wiſſenſchaftliche Neigung 
und Befähigung verraten, — wenn man bedenkt, daß er reiner Auto⸗ 
didakt war. Auch hier verrät ſich ſchon der objektiv prüfende Zug 
in ſeiner Art, der ſein geſamtes Weſen und Wirken ſo charakteriſtiſch 
ausgezeichnet hat. Vor allem aber ſpürt man immer wieder neben 
dieſem Grundzug zu gerechter Objektivität einen echten und warmen 
Herzenston aus all feinen Worten und Werken heraus. So formt 
ſich ſein Bild zu einem ſtarken und lauteren Charakter. Man freut 
ſich bei dem rückblickenden Studium dieſer beiden Bände der Tatſache, 
daß das neue Deutſchland auch ſolchen Talenten aus dem Volk den 
Aufſtieg nach oben frei gemacht hat, und wird in dieſem Gefühl nur 
durch die bittere Empfindung getrübt, daß ein tragiſches Geſchick 
diefen in feinem Weſen durchaus deutſchen, um Staat und Dolk 
hochverdienten Mann jo früh aus feinem Wirken herausgeriſſen hat. 


„Der oſtdeutſche Volksboden“, Aufſätze zu den Fragen des Oſtens, 
herausgegb. v. Prof. Dr. D o 13, Leipzig. Verlag Ferdinand Hirt, 
Breslau, 1926, 388 S., 9 M. ; 

Einundzwanzig deutſche Gelehrte behandeln in dieſem Buche in 
ebenſo vielen Aufſätzen die wichtigſten Probleme des Oſtens; fie be- 
weiſen, daß auch der gemiſchtſprachige Often deutſcher Volksboden 
und auch die Miſchvölker deutſche Kultur und deutſches Volk ſind. 
Man muß den Verfaſſern Dank und Anerkennung für ſolche Arbeit 
zollen, wenngleich man ein gewiſſes Bedauern darüber nicht ganz 
unterdrücken kann, daß das deutſche Volk nicht ſchon vor dem Kriege 
dieſes unanfechtbare Material beſaß. Manches wäre vielleicht anders 
gekommen. Auch der rückſichtsloſeſte Machtwille hätte am Ende vor 
Entſchlüſſen zurückgeſchreckt, für die es nur auf der Seite unſerer 
Gegner ſogenannte „Tatſachengrundlagen“ gab, Grundlagen, die 
heute nicht nur von uns Deutſchen, ſondern in der ganzen Welt in 
immer ſteigendem Maße für falſch befunden werden. 

Um die große Bedeutung der Arbeit zu erkennen, die mit 
dieſem Buche geleiſtet worden iſt, genügt ein Blick in das 
Inhaltsverzeichnis des Werkes. Es handelt von dem Urſprung 
und der geſchichtlichen Bedeutung der oſtdeutſchen Siedlung, 
von der hiſtoriſchen Stellung der Deutſchen in Böhmen und 
Mähren, von der Herkunft der Deutſchen in Böhmen und Mähren, 
den Dölferwanderungen im vorgeſchichtlichen Oſtdeutſchland, von 
den germaniſchen Stämmen in Ojtdeutfchland im klaſſiſchen Alter- 
tum, von der Urheimat der Slawen, von der deutſchen Wieder- 
beſiedlung der oſtdeutſchen Lande, von der deutſchen Bevölkerung des 


Neue Schriften 


Ordenslandes Preußen, von den Kafchuben, den Maſuren, den Alt 
preußen uſw. uſw. Es iſt nicht zuviel geſagt, wenn man das 
Werk als ein Standardwerk über die Entwicklungsgeſchichte des 
deutſchen Oſtens bezeichnet. Hoffmann. 


Große Politik. Don Ferdinand Lion. Deutſche Verlagsanſtalt 
Stuttgart, Berlin und Leipzig. 221 S. Preis 8 M. 

Das Buch behandelt die theoretiſchen Grundlagen der inter⸗ 
nationalen Beziehungen zwiſchen den Staaten und fucht allgemein- 
gültige, geſetzmäßige Prinzipien für den Ablauf des zwiſchen⸗ 
ſtaatlichen Lebens in der Weltpolitik zu ermitteln. Die Darſtellung 
beginnt mit einer außerordentlich intereſſanten Unterſuchung einer⸗ 
feits über die ethiſchen Werte, die den politiſchen Sielfegungen der 
Staaten innewohnen, und andererſeits über die polſtiſche Macht als 
ſolche ſowie das innere Verhältnis zwiſchen dieſen beiden Faktoren. 
Dann wird das Weſen der zwiſchenſtaatlichen Verträge unter den 
verſchiedenſten Geſichtspunkten beleuchtet. Es folgt eine Betrach⸗ 
tung der politiſchen Syſteme: des Imperiums, der Hegemonie, des 
Gleichgewichtsſpſtems und des Staatenbundes. Den Schluß bilden 
Ausführungen über die Grundgeſetze der Weltpolitik. 

Die Arbeit ift als ein wertvoller Verſuch zu betrachten, eine 
Theorie der großen Politik zu ſchaffen. Eindrucksvolle Vergleiche 
und oft glänzende Einzelbemerkungen beleben die ihrer Natur nach 
ſtark abſtrakten Darlegungen. Beſonders bedeutungsvoll iſt an der 
Schrift für den deutſchen Politiker, der vielfach geneigt iſt, das 
politiſche Geſchehen und die politiſchen Möglichkeiten in der Welt⸗ 
politik zu ſehr vom engeren heimiſchen Standpunkt aus zu beurteilen, 
daß gerade durch die Unterſuchung der theoretiſchen Geſetze der 
Außenpolitik das zwiſchenſtaatliche Leben in ein Licht gerückt wird, 
das die eigengeſetzlichen Intereſſen und Triebkräfte der anderen 
Staaten klar hervortreten läßt. Mit ſchonungsloſer Eindringlichkeit 
wird dem Leſer die Erkenntnis vor Augen geführt, daß die Zukunft 
nur dem Staat gehört, „der durch das ſichtbare, alles in Atem 
haltende Werk — eine fortwährend ſich erneuernde Leiſtung — ſeinen 
Ausweis als ein Werdendes erbringen kann“. 


Der Völkerbund, Derfaffung und Funktion. Don Theodor Nie ⸗ 
meyer, C. Kühland, J. Spiropoulos. Verlag des Inſtituts für 
internationales Recht an der Univerſität Kiel. 196 S. Preis: 
kart. 7,50 M. 


Wir kaben es hier mit einem „Breviarium des Dölkerbunds⸗ 
rechts“ zu tun. Die Verfaſſer beſtimmen den wet ihrer Arbeit 
ſelbſt dahin: „Die Arbeit war auf die Herausſtellung des Weſent⸗ 
lichen gerichtet. Im doppelten Sinne des Wortes. Es ſollte das 
Weſen des Völkerbundes, d. h. feine Verfaſſung und feine Funktionen, 
prägnant dargeſtellt werden. Es ſollte andererſeits aus der Überfülle 
von Literatur, Tatſachenmaterial, politiſchen und rechtlichen Pro⸗ 
blemen eine überſichtliche Auswahl des Weſentlichen dargeboten 
werden.“ So iſt das Werk ein faßlicher und handlicher Leitfaden 
durch die geſamte Geſchichte, . und Arbeit des Völker⸗ 
bundes geworden und ebenſo ein Quellenwerk, denn es enthält im 
zweiten Teil in geſchickter Auswahl ſämtliche entſcheidenden Do⸗ 
kumente zur bisherigen Geſchichte des Völkerbundes. Wer irgendwie 
fih mit den Dölferbundsfragen beſchäftigt oder politiſch mit ihnen 
zu tun hat, der findet in dieſem Buch wohl die beſte knappe Zu- 
ſammenfaſſung der entſcheidenden ſachlichen Geſichtspunkte und 
Dokumente. Das Buch ſelbſt iſt rein fachlich ohne politiſche Ten⸗ 
denz geſchrieben, was ſeinen praktiſchen Gebrauch doppelt fördert. 


a) Geſchichte, Politik und Bürgerkunde. Korn, Karl: Die Weltanſchauung des Tetzner, Liſa: Im blauen Wagen 
Wagner, Adolf. Staatsbürgerliche Sozialismus. 1.—5. Tauſend. Berlin 1927. durch Deutſchland. Gedanken und 
Bildung ein Vermächtnis. Herausgegeben Arbeiterjugend⸗Verlag. 59 S. 0,90 M. Plaudereien über Land ſchaft und Dolt. 
von Dr. b. Damaſchke, Bodenreform dünner, Julia, u. Schott, Aug.: Die Berlin 1926. Bühnenvolksbundverlag. 
(101—120. Tfd.) Heft 59. Frankfurt a. d. O. ſoziale Wohlfahrtsrente. Mit d. vollſt. 151 S., br. 2,40 M. 3 
1927. Verlag Trowitſch & Sohn. 16 S. Text d. 5. Verordng. 3. Durchfg. des Gef. Jahrbuch 1927 des Sentral verbandes 
Gargas, Sigismund Dr. Die Grüne über die Ablöfg. öff. Anleihen v. 4. Dez. deutſcher Kriegsbeſchädigter und Kriegs- 
Internationale. Halberſtadt 1927. B. 1926. Berlin 1927. Carl Heymann. 75 S. hinterbliebener E. V. Hrsg. v. Max Joſef 
teners te Abteilung Derlag. 3 M. Wuttke. 196 S. 8 M. RR 
55 Se, 3 M 5 wing, Karl: Geſchichte der deutſchen Oſtdeutſcher eimatkalender 
Held, Jofef: Der Keichsrat, feine Ge⸗ Se e Ein kurzer ae 1927. 6. Jahrg. Hrsg. vom Deutſchen 


ſchichte, feine Rechte und feine Stellung 
nach der Reichsverfaſſg. vom 11. Auguſt 
1919. Dargeſt. unter Berückſ. d. Reform- 
vorſchläge d. Denkſchrift d. bayer. Staats- 


2. Aufl. 
Hlw. 5,40 M. 


Gew. Archiv- Bücherei. 
Jena 1926. K. Swing. 225 S. 4,50 M., 


Oftbund und von den Vereinigten Der- 
bänden heimattreuer Oberſchleſier. Berlin 
1927. Verlag Deutſcher Oſtbund, Pots- 
damer Str. 14. 160 S. mit künſtl. Schmuck. 


Bd. 5. 


regierung. Abgeſchloſſen nach dem Stande b) Allgemeine Werke. 1,50. M, s 
der Geſetzgeb. vom 1. Juli 1925. Regens- Zimmermann, Hilde Haus und Sprengel, Johann Georg: Die 
burg 1926. Gebr. Babbel. 88 S. Hausrat. Ein Leitfaden für hauswirtſchaft⸗ deutſche Kultureinheit im Unterricht. 

Delbrück, Hans: Weltgeſchichte. Dor- liche Schulen und Hausfrauen. 9. Auflage. 2. völlig umgearb. Aufl. Berlin 1927. 
lefgn. Cl. 5. Berlin 1926. Verlag für Stuttgart 1927. Franckh'ſche Verlags- €. S. Mittler & Sohn. 55 S. Y. 12. 
Politik u. Wirtſchaft. Hldr. 25 M. handlung. 108 S. 2,50 M. 
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HAMBURGER MONATSHEFTE FÜR AUSWÄRTIGE POLITIK 
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DR. A. MENDELSSOHN BARTHOLDY 
O. PROFESSOR DER RECHTE AN DER UNIVERSITÄT HAMBURG 


HALBJÄHRLICH MARK 12.— 


DAS PROGRAMM 


Europa bedeutet nicht eine Abgrenzung unseres Gesichtskreises, sondern den mütterlichen Boden, dem unsere 
Gedanken entsteigen. Deutschlamd zumal ist europäisch bedingt und kann Politik nur aus dem Herzen Europas 
heraus machen. In dem Wort „europäisch“ im Titel der Zeitschrift liegt nur die eine Begrenzung, daß, sie sich 
nicht mit innerer Politik beschäftigt, sondern nach außen gerichtet ist, und mit dem Wort „Gespräche“ wollen 
wir andeuten, daß wir wohl eine sehr bestimmte eigene Meinung haben, aber uns mit jedermann achtungs- 
voll und aufmerksam unterhalten können; das bezeugen die Stimmen aus allen Lagern und Ländern, die schon 
in den bisherigen Jahrgängen der Zeitschrift sich vernehmen ließen. 
Die „Europäischen Gespräche“ wollen nicht unmittelbar Politik treiben, sie erheben auch nicht den Anspruch, 
Politik zu lehren, aber sie sind gegründet auf den Glauben, daß die politischen Dinge wissenschaftlich erfaßt 
und erforscht werden können und daß aus diesem fachlichen Studium praktische Lehren zu ziehen sind. Im 
Dienste ernsthafter Urteilsbildung sammelt die Zeitschrift die wichtigsten Urkunden aus diplomatischen Ver- 
handlungen und Korrespondenzen und macht sie in sorgfältiger Übersetzung allgemein zugänglich; in den 
„Bekenntnissen und Begebenheiten“ geht sie noch einen Schritt weiter, indem sie Dokumente und Vorgänge 
hier lebhaft glossiert. Kritische Besprechungen, eine Bibliographie zur auswärtigen Politik und Zeittafeln 
vervollständigen das wissenschaftliche Rüstzeug. 


DR. WALTHER ROT 


HSCHILD 7 VERLAGSBUCHHANDLUNG 
BERLIN-GRUNEWALD 


Fächern zurückgeblieben und 
nicht verſetzt zu werden. 


Mathematik 
1. 24. Rechnen I/II 
10. 25. Arithmetik und Algebra I/II 
36. Diophantiſche Gleichungen 
39. Gleichungen 3. u. 4. Grades 
41. Zinſeszins- u. Nentenrechnung 
55. Bierſtellige Logarithmentafeln 
und Zahlentafeln 
56. 57. Unendliche Reihen I/II 
58. 59. Differential- und Integral⸗ 
rechnung I/II 
T. Ta, Planimetrie I/II 
8. 9. 42. Planimetriſche Konftrut- 
tionsaufgaben I/III 
37. Planimetriſche Verwandlungs- 
aufgaben 
38, Planimetriſche Tellungsaufgaben 
48. 49. Analptiſche Geometrie I/II 
16. 17. 47, Trigonometrie I/III 
18. 19. Stereometrie I/II 
50. 97 Geometriſche Ornamente 
Deutſch 
20. 208. Literaturgeſchichte 
26. 27. Deutfher Auffatz I/II 
54. Oeutſche Rechtſchreibung 
55. Heutſche Grammatik 
Geographie 
4. Aſtronom. - mathem., phyſit. 
polit. und Wirtſchaftsgeogr. 
Jeder Band 1,50 RNM. * 


Poſtſcheckkonto Berlin Nr. 115 


Das Evamen 


ift vielen Schülern und auch den Eltern eine Quelle 
beständiger Sorge. Der Schüler iſt häufig! in einigen 


ſchwebt deshalb in der Gefahr, 
Hier bieten ſich nun in den 


Mentor- Repetitorien 


wohlfeile Hilfsbücher, die eigens für den Zweck geſchaffen 
ſind, ſchwächere Schüler in ihrem Studium zu unterſtützen 
und ihnen zum Beſtehen des Examens zu verhelfen 


Religion 
45. Religion I: Evangeliſch 
44. Religion II: Katholiſch 
Fremde Sprachen 
. 2a. 5. Franzöſiſch I/II 
Franzöſiſch III: Examinatorium 
in Frage und Antwort 
6. Engliſch 1/11 
Engliſch III: Examinatorlum 
in Frage und Antwort 
11. 12. Lateiniſch I/II 
13. 14. Griechiſch I/II 
Geſchichte 
15. Geſchichtsdaten k 
40. Alte orientaliſche Gejchichte 
21. Griech, und töm. Geſchichte 
22. Geſchichte des Mittelalters 
25. Geſchichte der Neuzeit I 
23a. Geſchichte der Neuzeit II 
Naturkunde 
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Spanisch wie ein Spanier, Russisch wie ein Russe usw. müssen Sie 
sprechen, schreiben u. lesen können, wenn Sie aus Sprachkenntnissen im 
Geschäft, auf Reisen usw. Nutzen ziehen wollen. — Dieses Ziel erreichen 
Sie unbedingt wenn Sie auf Grund der weltberühmten Unterrichts- 
briefe nach der Methode Toussaint-Langenscheidt Ich 
lernen. Der Unterricht nach dieser Methode setzt weder Vorkennt- ersuche 
nisse, höhere Schulbildung oder besondere Begabung voraus. 


Jeder kann danach lernen. Auch zur Auffrischung vorhandener 
Sr eee din Méthode TohsseinEfasgenscheidt Zen 
der geeignetste Weg. — Schreiben Sie uns, für welche 3 
Sprache Sie Interesse haben. Wir haben uns erneut „Heimatdienst 
entschlossen, jedem Einsender des nebenstehenden angebotenen 


Probelektion der 


Abschnittes (als Drucksache mit 5 Pf. frankiert) 
eine Probelektion portofrei, kosten- 
los und ohne irgendwelche Verbindlichkeit 
zuzusenden. — Zögern Sie daher nicht lange, 
sondern schreiben Sie unbedingt noch heute. 


Langenscheldische Verlagsbuchhälg. 
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von Dr. Wilhelm Ziegler 


Dieses Buch ist keineswegs eine nüchterne begriff- 
liche Abhandlung, sondern eine lebendige und 
anschauliche Einführung in das.tatsächliche prak- 
tische Leben und Weben der Politik und Gegen- 
wart. Wie in seiner weitverbreiteten „Einführung 
in die Volkswirtschaft‘ vetsteht es der Verfasser 
auch hier, die wissenschaftliche Klarheit und Syste- 
matik mit praktischer Anschaulichkeit und packender 
Darstellungsweise zu verbinden. Die zahlreichen 
ausgezeichneten Kartenskizzen und graphischen 
Datstellungen unterstützen und ergänzen den Text 
aufs glücklichste. 


Das Buch scheint für jeden politisch Interessierten 
und im öffentlichen Leben Stehenden, insbesondere 


aber auch für Pädagogen und Volkserzieher, Partei- 


und Organisationsleiter schlechthin unentbehrlich 
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